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Editorial 


Kein Zweifel, auch in unserer "Laaaage" (Zitat Wolf Biermann) gibt es Anlaß zum 
Lachen. Beispielsweise über einen Maiaufruf, der die Situation folgendermaßen 
beschreibt: "Wenn am 1. Mai die herrschende Clique wieder einmal in ihren Villen 
zittert, während ihre Büttel verzweifelt versuchen, die geballte Wut des Volkes auf 
der Straße zu ersticken..." Oder die zahlreichen Drohbriefe an die Zeitung "Die 
Andere" wegen der Veröffentlichung der Stasi-Listen, an der wir im übrigen nicht 
unbeteiligt waren. Höhepunkt war die Zuschrift einer "Anarchistischen Aktion 
Bakunin", die die Veröffentlichung als "Dolchstoß in den Rücken der sich 
formierenden Einheitsfront" bezeichnete und dann drohte: "Es war in den 
Befreiungskämpfen und großen Klassenschlachten aber schon immer so, daß 
Verräter und Kollaborateure nichts Gutes zu erwarten hatten.. Häufig genug 
wurden auch deren Familienangehörige von den unausweichlichen 
Strafmaßnahmen schmerzlich tangiert.". Solche Vorstellungen vom Anarchismus - 
nehmen wir genausowenig ernst wie die eines Herrn Zeiseweis vom Sozialismus. 

Wir haben uns in diesem Heft wieder mit der wesentlich schmerzlicheren 
Realität beschäftigt, beispielsweise den kontraproduktiven Auswirkungen des 
RAF-Attentates, den Expansionstechniken des Kapitals und den leidigen Nazis. 
Über die RAF und ihre Funktion diskutierten wir lange innerhalb der Redaktion. 
Die Kommentare zum Thema, könnten zumindest der Anfang für eine ausführliche 
Diskussion sein... 

Die Lösung wird eben nicht in dem oft zitierten Schwertschlag durch den 
gordischen Knoten liegen können, sondern setzt die genaue Beobachtung und 
Analyse der neuen Realität voraus. 


Redaktion "telegraph" 
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Behandelt Bonn die Stasis unhöflich? 


Die formidable Frechheit, mit der die Stasi-Generale Großmann, Schwanitz, 
Engelhardt und Niebling neulich im “Spiegel- TV” antraten, raubte manchem dem 
Atem. Sie boten dem Bonner Innenministerium Aufdeckung von Quellen und 
Zuarbeit im Tausch für eine Teilamnestie an. Nach ihren Angaben hatten sie ihre 
Vorschläge schon am 17. Januar bei Innenminister Schäuble eingereicht, aber keine 
positive Reaktion erhalten. Sie hätte, meinten die Stasis, bisher Loyalität bewiesen, 

in dem sie über Dinge schwiegen, die der Bundesrepublik Schaden zufügen 
konnten und drohten indirekt, im Weigerungsfalle auszupacken. Innenminister 
Schäuble reagierte öffentlich ziemlich schneidig. Zu Verhandlungen mit den Stasi- 
Generalen bestehe kein Anlaß . Man tut aber wohl recht daran, zu vermuten, daß 
die Enthüllungen, die zu erwarten sind, die Bonner mit nicht geringer Sorge 0 
erfüllen. Staatssicherheitsleute drohen, daß sie “die halbe Bundesrepublik hoch 
gehen lassen” könnten. Gerüchte behaupten, daß Markus Wolf demnächst sein 
Material dem Mosad zur Verfügung stellen, und damit neue Geldquellen für die 
Jerusalemer Regierung auftun werde. 
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Dabei geben sich die bundesrepublikanischen Behörden wirklich redliche 
Mühe, die exponierteren Staatssicherheitsmitarbeiter dem Volkszorn zu entziehen. 
Ein bekanntes Beispiel ist der hochrangige Stasi-Mann Schalck-Golodkowski, der 
überdies mittlerweile unter dem Schutz des CIA steht und dementsprechend am 
Teegernsee einer friedlichen Tätigkeit als Unternehmensberater nachgeht. Auch die 
Bewohner des uckermärkischen Dorfes Gollin, die Schalcks dortige Villa zu einer 
Raststätte für Autofahrer machen und damit jedenfalls einige Arbeitsplätze für ihr 
Dorf schaffen wollten, haben Pech gehabt. Zwar gelang es ihnen im vorigen Jahr 
noch, den Abtransport von Schalcks “persönlichem Eigentum” zu verhindern. Aber 
Schalck besitzt weiterhin die Schlüssel zu dem Haus, das ihm Erich Honecker 1977 
“in Anerkennung au ßerordentlicher Leistungen für die allseitige Stärkung der 
Deutschen Demokratischen Republik” schenkte. Formal gehört das Grundstück der 
Wasserwirtschaft. Auch die Quasi-Enteignung von umliegenden Grundstücken (10 
Pfennig pro Quadratmeter) erfolgte ebenfalls unter der Vorgabe von 
Wasserwirtschaftszwecken. Eine Rückgabe der Gelände ist bis dato nicht einmal in 
Aussicht genommen. Die Frage scheint nicht klärbar zu sein. Klar ist galüra aber, 
daß Schalck sein Haus behalten kann. 

Nichts desto weniger sind die Herren von der Stasi natürlich unzufrieden. 
Insbesondere machen ihnen im Moment freche Veröffentlichungen ihrer Namen in 
der “Anderen” und der “taz” zu schaffen. Eine “Stasi e.V., i. A. Thomas Müntzer” 
will in einem Drohbrief an “Die Andere” wissen: “Zum Glück kann euch niemand 
leiden, auch nicht die BRD-Stasi. Wir kommen die BRD-Stasi als DDR-Stasi e.V. 
zuvor, denn auch die würden euch Schweine nicht schonen.” | 

Leider können die bundesrepublikanischen Behörden die Stasi-Klientel 
noch nicht auf Wunsch bedienen. Justizminister Kinkel verwies in diesem 
Zusammenhang auf die mangelnde Akzeptanz in der Bevölkerung. Immerhin ist 
man inzwischen dabei, die selbst im Einigungsvertrag festgehaltenen Vorbehalte in 
mühevoller Kleinarbeit zu umgehen. Dazu kam das RAF-Attentat gerade recht. 
Unter Berufung auf die Zusammenarbeit Stasi - RAF meldeten die Geheimdienste 
Anspruch auf die Benutzung der Stasi-Dateien an. Die bekanntgewordenen 
Gesetzentwürfe sehen diesen Zugang mittlerweile auch für die Akten der Stasi- 
Opfer vor und haben mit der Formel von der “Strafverhütung” der Ausweitung 
dieses Zugriffs Tür und Tor geöffnet. Das Innenministerium will auch weiterhin 
Unterlagen über nachrichtendienstliche Verfahren, Mittel und Methoden an Land 
ziehen, um sie vor der Öffentlichkeit geheim zu halten. 

Auch die Gauck-Behörde, die die Stasi-Akten verwaltet, soll zu größerer 
Loyalität gegenüber dem Innenministerium veranlaßt werden. Pannen, wie die 
Plaudereien der Stasi-Auflöser Wolle und Mitter über die wahre Sachlage im Fall 
Czerny - de Maiziere, sollen in Zukunft vermieden werden. Ein Mittel soll offenbar 
das bewährte “Verdünnungsprinzip” sein, das schon in der Vergangenheit 
Oppositionellen als probates Mittel des DDR-Umweltschutzes angepriesen wurde. 
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Die früheren Mitglieder des Bürgerkomitees, die noch in der Gauck-Behörde 
arbeiten, werden auseinander gerissen und schön verteilt in verschiedenen Ressorts 
eingesetzt. Böses zu vermuten bleibt auch hinter dem Einsatz von BGS-Leuten 
unter der bewährten Aufsicht von Beamten des Bundesarchiv Koblenz beim 
Sichten von Aktensäcken. Bis heute sind die BGS-Leute noch nicht auf 
Zugehörigkeit zur Staatssicherheit überprüft worden, ebensowenig wie viele der 
beamteten Besserwessis aus Koblenz und anderswo. Te]: 


Ex-Stasi-Verantwortlicher: Haben “die Falschen” 
bespitzelt 


Nach Ansicht eines ehemals hochrangigen Stasi-Mitarbeiters wurden in der Ex- 
DDR häufig “die Falschen” bespitzelt. Ex-Oberstleutnant Kurt Zeiseweis, der für 
den Einsatz von Inoffiziellen Mitarbeitern (IM) verantwortlich war, bezeichnete als 
Fehler, daß die Stasi sich vor allem auf linksgerichtete Kräfte konzentriert und die 
Bedrohung von rechts kaum beachtet habe: “Leute, die ich für Feinde hielt”, seien 
die Menschen gewesen, die nach der Wende für den Erhalt der DDR eingetreten 
seien, sagte Zeiseweis und ergänzte: “Wir haben diesen Kampf verloren.” 
Gleichzeitig bekundete er, nach der Wende für die Vernichtung von wichtigem 
Stasi-Material mitverantwortlich gewesen zu sein. 

Zeiseweis nahm als einziger von mehreren geladenen ehemaligen 
hauptamtlichen Stasi-Mitarbeitern an einer Berliner Diskussionsrunde der Zeitung 
“die andere” teil. Daran beteiligten sich mehrere ehemals inoffizielle Stasi- 
Mitarbeiter sowie zahlreiche Opfer. Das Blatt hatte in den vergangenen Wochen die 
Namen von tausenden ehemaligen hauptamtlichen Stasi-Mitarbeitern 
veröffentlicht. Auch Zeiseweis war mit einem früheren Jahresgehalt von 42 562 
Mark genannt worden. | 

Die ehemalige DDR-Staatspartei SED, so Zeiseweis weiter, habe die 
politische Auseinandersetzung mit der Opposition versäumt. Auch innerhalb der 
Stasi habe es in den vergangenen Jahren Diskussionen über eine politische 
Auseinandersetzung mit der Opposition und der Friedensbewegung gegeben. Diese 
Strömung im Ministerium für Staatssicherheit habe sich aber nicht durchgesetzt. Es 
sei auch “unser Verschulden”, daß “die DDR vor die Hunde gegangen ist”, sagte er. 

Die Mitbegründerin des Neuen Forums, Bärbel Bohley, und andere 
Vertreter von Bürgerrechtsbewegungen warfen Zeiseweis vor, kein Wort über die 
Opfer des SED-Staates zu verlieren. Die Stasi sei eine “kriminelle Vereinigung” 
gewesen. Eine Ärztin aus dem Publikum berichtete in diesem Zusammenhang von 
Todesfällen und warf der Stasi Mord vor. Im ehemaligen Ostberliner 
Volkspolizeipräsidium seien Festgenommene von der Stasi mit brutalen Methoden 
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vernommen worden. Auch habe es einen Todesfall gegeben, an dessen Aufklärung 
aber offenbar niemand Interesse habe, beklagte die Frau. 


Kommentar: Herr Zeiseweis und der Sozialismus 


Der vorstehende Text ist von einem Westdeutschen, der offenbar an der 
Veranstaltung teilgenommen hat, und ich bin froh, daß eine solche kühle 
Berichterstattung vorliegt. Mir selbst wäre als Teilnehmer am Podium dergleichen 
kaum möglich gewesen. 

Zum erstenmal habe ich einen führenden Mitarbeiter des Ministeriums für 
Staatssicherheit gewissermaßen in freier Wildbahn erlebt. Herr Zeiseweis ist nach 
eigenem Bekunden seit den fünfziger Jahren Mitarbeiter des Ministeriums für 
Staatssicherheit gewesen und ist seitdem zum ausgezeichnet funktionierenden 
Zahnrad jener Institution geschliffen worden. So funktioniert er noch heute. Auch 
nachdem diese Dinge ihren Si:.u verloren haben, hält er die Bespitzelung und 
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Bestrafung derjenigen für richtig, die gegen die “Gesetze der DDR” verstoßen 
haben. Über Inoffizielle Mitarbeiter läßt Herr Zeiseweis nichts verlauten: Wir 
haben damals mit ihnen zusammengearbeitet und geben ihnen heute Schutz. 

Aber das schlimmste war für mich, wenn der Herr Zeiseweis vom 
Sozialismus erzählte, an den er glaubt und den er zeit seines Lebens verteidigt hat. 
Hier gab es auch jene Passagen, die schon oben wiedergegeben wurden: In DDR 
seien häufig die Falschen bespitzelt, es sei ein Fehler gewesen, daß und wie Linke 
bekämpft worden seien. Interessant wurde dann die Frage, warum er und 
seinesgleichen trotzdem de Maiziere-Czerny decken, obwohl doch de Maiziere die 
DDR von Herrn Zeiseweis und seinen Sozialismus verraten hat. Darauf antwortete 
Zeiseweis wieder mit dem stereotypen Hinweis auf den Quellenschutz. Der Kreis 
hatte sich geschlossen. 

Es gab kein Bewußtsein von schwerer Schuld, nein, der “Stellvertreter 
Operativ” beschwerte sich über ein “Tribunal”, als einige Leute, die jahrelang in 
Bautzen II gesessen hatten, ein wenig härter auftraten. In dieser Veranstaltung 
entscheide sich, so Zeiseweis, ob seine Genossen sich künftig mit uns unterhalten 
würden oder nicht. Fehlte nur noch, daß er für solche Gespräche den Geist eines 
brüderlichen Miteinanders empfohlen hätte: “Wir sind ja alle Linke!” oder “Keine 
Fehlerdiskussion!” 

Sind wir alle Linke? Ich nicht. Ich möchte mit diesen Henkern und 
Henkersgesellen nichts gemein haben, mit ihren Auffassungen vom Sozialismus 
und mit ihrer Betrachtungsweise von Menschen. Und ich möchte vor allem die 
Punkte’herausarbeiten, in denen sich meine Auffassungen von jenen unterscheiden, 
und möchte wissen, wie es zu dergleichen Perversionen kam. Deshalb ist für mich 
der Begriff “links” zu einer vollständigen Leerformel geworden, die im besten Fall 
inhaltlich vollständig heterogene Anschauungen zu verbinden sucht, im 
schlechtesten Fall verdeckt, daß eigentlich gar keine Inhalte mehr vorhanden sind 
und eben ein Wörtlein als gemeinsames Panier für einen Kampf ohne Sinn und Ziel 
herhalten muß. 


Kommentar: RAF auf der Flucht nach vorn 


In meinem Bekanntenkreis kam es wie ein verspäteter geschmackloser Aprilscherz 
an: Die RAF hätte den Chef der Treuhand, Herrn Rohwedder, ermordet. Die 
Zeitungen hatten es erst nach Redaktionsschluß erfahren, der Videotext schwieg 
sich aus. Dann wurde es klar, daß die RAF tatsächlich mal wieder zugeschlagen 
hatte, trotz Verfolgung und Medienverleumdung, trutzige Recken des Hinterhalts. 
Die Absicht der RAF ist natürlich klar. Sie wollten mit ihrer Aktion 
Sympathien bei der Bevölkerung Ostdeutschlands gewinnen. Die Reaktion der 
Bevölkerung war eindeutig: betretenes Schweigen. Niemand hatte etwas für Herrn 
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Rohwedder übrig. Die Treuhand war unter seiner Führung das Instrument zur 
restlosen Zerstörung der DDR-Wirtschaft geworden. Betriebe, die noch gesund 
waren, bekamen einen Berater, der sie ruinierte. Sanierungsfähige Betriebe ließ 
man an der ausgestreckten Hand verhungern. Vollständig hoffnungslose 
Unternehmen wurden noch ausgehalten, solange es ging. Jeder hatte etwas gegen 
die Treuhand einzuwenden. Gerade begann sich der Widerstand der Bevölkerung 
zu formieren, der Widerstand gegen das System, nicht gegen eine Einzelperson. 
Jetzt ist dieser Widerstand erstickt oder hat es doch sehr viel schwerer. 

Die Mächtigen nutzten ihre Chance. Medien und Politiker der 
Bundesrepublik heulten auf: “Ein entsetzliches Verbrechen ist geschehen, einer 
unserer Besten wurde von uns genommen! Unter unsäglichen Opfern hat er die 
Treuhand geleitet, dieses Herzstück deutscher Bürokratie! Unersetzlich war unser 
Rohwedder, aber er wird ersetzt werden!” 

Und der Bundesverfassungsschutz meldete sich wieder mal zu Wort, um 
offiziellen Zugang zu den Stasiakten zu verlangen. Die Herren haben zwar mehr 
oder weniger heimlich schon sämtliche Dateien gestohlen und darüber hinaus per 
Gerichtsentscheid genügend Einblick, aber nun jammern sie wie einst der Scholar 
gegenüber Faust: “Zwar weiß ich viel, doch möcht ich alles wissen!” 

Hauptsächlich aber wirkt sich der Schlag der RAF für die Bevölkerung 
Ostdeutschlands kontraproduktiv aus: Der Effekt ist, daß in nächster Zeit jeder 
Widerstand gegen die Treuhand als pietätlose Aktion gegen einen Märtyrer und 
eine Solidarisation mit Mördern dargestellt wird. 
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Dabei wäre es für die RAF eigentlich an der Zeit gewesen, ein paar 
Antworten auf die Vorwürfe zu finden, die von verdächtiger oder unverdächtiger 
Seite seit einigen Monaten laut werden. Eingeweihte munkelten ja bisher schon, 
daß es in RAF-Kreisen hieß, die Linke sei noch nicht reif für die Wahrheit um die 
“Stammheim-Morde”. Jetzt sagten RAF-Aussteiger aus, daß es sich tatsächlich um 
geplanten Selbstmord handelte, mit der Absicht, eine Märtyrerlegende aufzubauen. 
Die RAF schwieg dazu vornehm. 

Womöglich noch schlimmer sind die Tatsachen über die Zusammenarbeit 
mit dem Staatssicherheitsdienst der DDR, die langsam ans Tageslicht kommen. Die 
DDR-Führung versteckte nicht nur ausgemusterte Terroristen, sie ließ durch die 
Stasi RAF-Leute mit technischem Know-how und wahrscheinlich auch Material 
ausrüsten. Auch dazu hat die RAF nichts zu sagen, sie tritt die Flucht nach vorne an 
und ermordet Rohwedder. 

Rudi Dutschke sagte es schon seinerzeit: Die Herrschenden der beiden 
deutschen Staaten brauchen sich gegenseitig. Wenn es nicht den jeweils anderen 
gegeben hätte, das “SED-Regime” und die “Bonner Ultras”, hätte man sie erfinden 
müssen, die eigene Bevölkerung mit einem Feindbild zu erschrecken, um die 
eigene Politik zu entschuldigen: Im Westen sind die Leute arbeitslos und laufen 
barfuß, im Osten herrscht die Unfreiheit und die Leute laufen barfuß. In diesem 
Puzzle von zweckentsprechenden Feindbildern lieferte die RAF nur ein weiteres 
Versatzstück. Für Bonn war sie immer das geeignete Mittel, um der Bevölkerung zu 
zeigen, was passiert, wenn man anfängt das System radikal zu kritisieren, und 
passender Vorwand für jedwede Art von Gesetzesübertretungen der Behörden. Für 
Ostberlin war die RAF der letzte Vorbehalt bei aller sonstiger Kreditabhängigkeit, 
doch noch gegen den “westdeutschen Imperialismus” zu kämpfen. Und für die 
sogenannte “Linke” waren sie ein hervorragendes Alıbi, um sich vorzumachen, daß 
die Auseinandersetzung mit dem kapitalistischen System schon irgendwie 
weiterginge, und nicht darüber nachzudenken, daß sie inhaltlich längst nichts mehr 
zu bieten hatte und bei der Bevölkerung keinerlei Sympathie besaß, nicht zu reden 
von der oft zitierten Arbeiterklasse. “Wir sind nicht alle, es gibt noch die 
Gefangenen!”, wie es immer so hübsch auf autonomen Demonstrationen im 
Sprechchor heißt. 

Herrlich weit gebracht haben wir es in den neunziger Jahren des 
zwanzigsten Jahrhunderts. Allerorten gibt es nur noch Hierarchien, die der 
Herrschenden in Politik und Wirtschaft und die des sogenannten “Widerstands”. 
Nachdem das Wort “Sozialismus” durch über 70 Jahre stalinistische Herrschaft im 
Osten gründlich diskreditiert worden ist, scheint keinerlei Möglichkeit mehr zu 
existieren, über Inhalte und Ziele der alten Bewegung nachzudenken oder gar eine 
gründliche Fehlerdiskussion durchzuführen. Unter der Worthülse “Linke” wird 
eine Sammlungsbewegung der verbliebenen Klientel durchgeführt, beispielsweise 
in der PDS: ein Bündnis von alten SED-Funktionären und Stasi-Leuten, die keinen 
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Absprung in das neue System gefunden haben, steuerlos gewordenen DKP- 
Anhängern und solchen in Ost und West, die ebenfalls die Orientierung verloren 
haben. Unter der Führung der PDS und mit mehr oder weniger heimlichen 
Sympathien für den “militanten Widerstand” segeln wir zusammen mit den 
Herrschenden in den Abgrund: in die ökologische Endkrise oder vielleicht zuvor 
noch in den Weltkrieg auf Nord-Süd-Ebene. 

Kein Zweifel, wir müssen gegenwärtig die Suppe auslöffeln, die uns 
spätestens seit 1917 jene Leute einbrockten, die zwischen Diktatur und Sozialismus 
keinen Widerspruch sahen, sich immer als “bewußtester Vortrupp” sahen und in 
diesem Wissen nicht mehr nach der Meinung der Bevölkerung fragten, sondern in 
deren höherem Interesse zu handeln glaubten. Wir werden gründlich nachfragen 
müssen, wo es begann, bei der stalinschen Agrar- und Industriepolitik, bei der 
Niederwerfung des Kronstädter Aufstands, bei der Gründung der Tscheka und dem 
“Roten Terror”, beim Leninschen “demokratischen Zentralismus” oder schon bei 
der “historischen Notwendigkeit” von Marx und Engels. Im Grunde stehen wir jetzt 
dort, wo wir angefangen haben, im Jahre 1848, wenn auch mit einer Reihe von 
Erfahrungen, wie es nicht gehen kann. 

Beispielsweise die, daß die strukturelle Gewalt der Herrschenden nicht 
militärisch und nicht mit ähnlichen Gegenstrukturen bekämpft werden darf, weil 
sonst, wie es Wolf Biermann so schön in seinem “Dra-Dra” sagt, aus den 
Drachentötern sehr schnell selbst Drachen werden. | 

Leider haben sich die Repressionstechniken der Herrschenden sehr 
gründlich weiterentwickelt. Sie haben es weitgehend geschafft, den Widerstand der 
Bevölkerung zu kanalisieren und zu atomisieren. Wir werden von vorne beginnen 
müssen, unter sehr viel schwierigeren Bedingungen, mit den Leuten auf der Straße, 
nicht über ihre Köpfe hinweg. Und gegen die Verbrecher, die immer noch glauben, 
als “bewußtester Vortrupp” im “Namen des Volkes” morden und paktieren zu 
können. r.l. 


Kommentar zum Kommentar über die RAF 


Der vorangehende Artikel erscheint mir im großen und ganzen plausibel und 
schlüssig, obwohl ich einige Positionen nicht teilen Kann. Er basiert auf der Theorie 
der Existenz der “sagenumwobenen” Vierten (High Tech) Generation der RAF - 
nicht zu greifen, allgegenwärtig, professionell, eventuell Stasi-gesteuert. Doch hege 
ich Zweifel an der Existenz dieser vierten Generation. 

Vorab einige Fakten: 1989 wird der Chef der Deutschen Bank, 
Herrhausen mit einer Lichtschrankenbombe getötet. 1990 wird ein Anschlag mit 
der gleichen Technik auf Neusel verübt. Er kommt knapp mit dem Leben davon. 
Während des Golfkrieges beschießen unbekannte Personen mit MPis die US- 
Botschaft in Bonn, April 1991 dann der Anschlag auf Rohwedder. In allen vier 
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Fällen hieß es: Vierte Generation RAF. In allen Fällen verschwinden die Täter 
spurlos, gibt es keine Anhaltspunkte. 

Wie ist es der RAF plötzlich möglich, sich derart abzuschirmen und mit 
einer derart modernen Präzision Anschläge zu verüben. Das ehemalige Mitglied der 
Kommune 1, der APO und damaliger Mitstreiter der späteren ersten RAF- 
Generation, Kunzelmann, äußerte vor einigen Wochen gegenüber RTL plus, daß er 
den RAF-Leuten die Fähigkeit zu solchen präzisen Anschlägen abspricht. 
Demgegenüber stellt er die Behauptung auf, daß ganz andere Kräfte unter dem 
Deckmantel RAF ihr Süppchen kochen. Da wäre die Möglichkeit, daß Stasi- 
Banden ihr Unwesen treiben, daß. andere Geheimdienste, wie z. B. der 
Verfassungsschutz, der stets seine Existenzberechtigung bestätigen muß , 
wahrscheinlich nicht davor zurückschrecken, Feindbilder zu produzieren oder mit 
dem RAF-Gespenst politische Gruppierungen, wie z. B. Autonome oder die 
Hafenstraßenleute, als Umfeld und Rückzugsgebiet abzustempeln, zu 
kriminalisieren, um sie dann auszulöschen. 

Es besteht ebenfalls die Möglichkeit, da , so z. B. im Fall Rohwedder, 
versucht wird, die immer lauter werdende Kritik gegen die Treuhand zu lähmen, zu 
tabuisieren, abzuwürgen. 

Drittens bestände die Möglichkeit, daß Kapitalkreise hier und dort 
bestimmte Interessen hätten, unliebsame Personen, Konkurrenten, schwärze Schafe 
auszuschalten und dann wahrscheinlich vor Mord nicht zurückschrecken. Dies alles 
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erscheint mir im Bereich des Möglichen und es ist allemal wert darüber 
nachzudenken. Es sind jedoch nur Vermutungen, die nicht zu beweisen sind, 
jedenfalls jetzt nicht. 

Aber vielleicht kommt irgendwann einmal Licht in das Dunkel, spätestens 
wenn wieder mal eine Wende vollzogen wird und wieder mal ein Geheimdienst 
aufzulösen ist. 

Barni Geröllheimer 


Nix gerafft 


Es war fast alles wie immer. Die RAF tötet einen hohen Bonzen. Ein allgemeiner 
Aufschrei des “Entsetzens und der Bestürzung” Ben durch Presse und Politik. Die 
Polizei tappt im Dunkeln. 

Aber eben nur fast alles ist wie immer. Eröhossen wurde nicht irgendein 
Wirtschaftsboss, den kaum ein Normalbürger kennt. Ziel der Aktion war die in 
Ostdeutschland wohl neben Kohl meistgehaßte Figur. 

Daß wir momentan in einer Phase des wachsenden Unmuts und der 
Verzweiflung in der Ex-DDR, die sich immer deutlicher äußert, stehen, hat 
offensichtlich auch die RAF gerafft. Der Verfassungsschutz fordert aufgrund alter 
Verbindungen zwischen RAF und Stasi den offenen Zugang zu den Stasiakten. 

Und genau in diese Zeit kommt dieses Attentat. Es wirft schon ein 
bezeichnendes Licht auf die Denkweise derer, die sich da als RAF bezeichnen. Falls 
Rohwedder mit dem Gedanken an eine mögliche Solidarisierung der Bevölkerung 
der FNBL (fünf neuen Bundesländer) mit der “Politik” der RAF umgebracht wurde, 
so zeugt dies von einer völligen Fehleinschätzung der politischen Lage und der 
Stimmung unter den Leuten. Es sollte allmählich jedem/jeder auch in sogenannten 
“links-radikal/revolutionären/antiimperialistischen/autonomen Zusammenhängen” 
(zutreffendes bitte ankreuzen) klar werden, daß ein System wie das gegenwärtige 
Bundesdeutsche nicht dadurch zu stürzen ist, daß einige Spitzenfunktionäre 
gewaltsam umkommen. Da werden Blütenblätter abgerupft, nicht aber die Wurzeln 
angegriffen. Das einzige, was von solchen Aktionen bei den Menschen ankommt, 
ist der Eindruck einer brutalen, sinnlosen Hinrichtung. Sicherlich gibt es bei 
etlichen eine Art innere Befriedigung darüber, daß es mal wieder einen von den 
oberen Zehntausend erwischt hat. Aber über das Niveau von Stammtischpolitik 
wird das niemals hinausgehen. 

Die beiden Linien der RAF-Strategie, so wie sie sich aus den 
Bekennerschreiben und sonstigen Texten darstellt, einerseits durch Anschläge 
“Signale” zu setzen und andererseits den Sicherheitsapparat zu derartig 
faschistoiden Ausmaßen zu treiben, das es dem Großteil der Bevölkerung zu viel 
wird, können als gescheitert angesehen werden. Der Polizeistaat hat u.a. in Folge 
der RAF-Anschläge Ausmaße angenommen, die mit normaler 
Verbrechensbekämpfung nichts mehr zu tun haben. Und immer wieder, wenn eine 
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neue Ausbaustufe der Beschnüffelung und Überwachung geplant war, aber 
anderweitig nicht hinreichend legitimiert werden konnte, diente die RAF als 
Vorwand. Das ganze Instrumentarium des -ß-129a StGb (Bildung/Unterstützung 
einer terroristischen Vereinigung) wurde mit Hinweis auf die RAF konstruiert und 
durchgesetzt, dient aber in Wirklichkeit vor allem der Kriminalisierung 
verschiedenster emanzipatorischer Ansätze. Und wer hat sich au er den unmittelbar 
Betroffenen und einigen ehrlichen Juristen und Humanisten aufgeregt? Niemand. 
Im Gegenteil der Normalbürger glaubt einfach daran, daß der Staat 
außerordentliche Vollmachten bekommen muß ‚ um die Gesellschaft und das 
gewohnte System zu “schützen”. Daß die RAF nur der Anlaß ‚ nicht aber der tiefere 
Grund für die immer weitere Vervollkommnung der Überwachung ist, zeigt sich 
ziemlich deutlich in der Entwicklung der letzten Monate. Einerseits das 
Aussteigeangebot der Bundesregierung für RAF-Mitglieder, andererseits die 
Ausrichtung der Polizei auf ein anderes Feindbild, die “Organisierte Kriminalität”, 
verdeutlichen, daß die RAF als Begründung für mehr Polizei nicht mehr viel 


hergibt. Als Begründung für den Zugang zu Stasi-Akten soll sie wohl offenbar noch 


gute Dienste leisten. 


Die “Politik” der RAF ist augenscheinlich von einer fast völligen Ignoranz der 
Realitäten in Deutschland und Europa gekennzeichnet. 

Mag mensch moralisch urteilen wie sie/er will, eines bleibt Fakt. Die Aktionen der 
RAF haben zur nahezu völligen Entsolidarisierung gegenüber der RAF geführt. Die 
“Politik” der RAF ist in keiner Weise vermittelbar. Die Auswirkungen der 
Aktionen auf die emanzipatorischen Bewegungen sind teilweise recht gefährlich. 
Mag mensch allen möglichen Leuten eine Legitimation zum bewaffneten 
Befreiungskampf zusprechen, ob IRA oder ETA, sie haben wenigstens einen 
gewissen Rückhalt in der Bevölkerung. Die RAF hat noch nicht mal mehr einen bei 
den Leuten denen sie vom theoretischen Grundkonzept her nahezustehen meint. 


ltc. 


En 1. 23 Uhr 


Adresse, : ; Schliemanstr 22 
Berlin 0-1058 
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Data Domizil läßt nicht locker! 


Berüchtigte Wohnraumvernichtungsfirma bei neuen 
Schweineigeleien ertappt! 


Kaum sind die Wogen um das Haus Fehrbelliner 50 im Stadtbezirk Berlin- 
Prenzlauer Berg, geglättet und die Mieterhöhung um 2000 % verhindert worden, 
startet die kriminell-kapitalistische Firma “Immobilien Treuhand GmbH Data 
Domizil” ein erneuten Versuch, mit kriminellen Methoden Wohnraum im Osten 
Berlins zu erhaschen. Diesmal im Ostberliner Stadtbezirk Mitte. Bei dem Objekt 
der Begierde handelt es sich dabei um das Haus Alte Schönhauser Straße 43/44. 

Das Vorderhaus ist noch im guten Zustand und bewohnt, das Hinterhaus 
und die Seitenflügel stehen schon seit zehn Jahren leer. Im Zuge der 
Reprivatisierung stellte eine Erbengemeinschaft einen Rückerstellungsantrag. Die 
Erbengemeinschaft verhökerte das Haus an Data Domizil, obwohl sie noch nicht 
über einen Zuschlag verfügten und auch nicht im Grundbuch eingetragen sind. 

Das spielte für Data Domizil keine Rolle. Die noch im Haus wohnenden 
Mieter erhielten ein Schreiben, daß sie nun ihre Miete auf das Konto von Data 
Domizil zu überweisen hätten. 

Michael Kluge, Geschäftsführer der Data an die Berliner CDU: ...Es sei 
ein gutes erzieherisches Mittel, die tatsächlich anfallenden Kapitalkosten für eine 
Wohnung an den Vermieter überweisen zu müssen, “um den Mieter klarzumachen, 
wie teuer das gut Wohnen heute geworden ist”... 

Gegenüber dem Heimwerkerladenbetreiber im Erdgeschoß des Hauses 
ließ Data Domizil verlauten, daß er nur dann den Laden weiterbetreiben darf, wenn 
er aus ihm eine Gaststätte, Spielhalle oder ähnliches macht. | 

Als zweiter Schritt tauchte am 09.04.91 ein “Bautrupp” im Haus auf, der 
sofort damit begann das Hinterhaus und die Seitenflügel vollends unbewohnbar zu 
machen. In den Folgetagen wurden Fenster, Öfen, Rohre, Leitungen zerstört und 
herausgerissen. Am Donnerstag, dem 11. 04. wurden diese Zerstörungen endlich 
entdeckt. Die herbeigeholte Wohnungsbaugesellschaft Mitte ließ die Verwüstung 
von dringend benötigtem Wohnraum stoppen. 

Data Domizil schien das nicht zu beeindrucken, denn am Freitag, dem 
12.4. war der Trupp erneut da und zerstörte fleißig weiter. Die WBM wurde erneut 
informiert und gebot nun diesmal mit der Polizei dem “Bautrupp” Einhalt. Des 
weiteren erwirkte sie eine einstweilige Verfügung und stellte gegen den 
Geschäftsführer von Data Domizil, M. Kluge, wohnhaft in der Salzachstr. 33, in 
1000 Berlin 38, Strafanzeige wegen Hausfriedensbruch und Sachbeschädigung. 

Man sollte es kaum glauben, aber die Data Domizil verfolgt mit 
dergleichen Ma nahmen nicht nur ein finanzielles, sondern sogar ein “soziales” 
Konzept. Geschäftsführer Kluge weiter gegenüber der Berliner CDU: Es gebe 
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heute keine Wohnungsknappheit mehr, jeder könne sich eine Wohnung zu 
marktgerechten Preisen suchen. Dem Urbebedürfnis des Menschen nach den 
eigenen vier Wänden müsse “absoluter Vorrang gegenüber den Interessen eines 
Mieters eingeräumt werden”. Kluge hatte übrigens den Eindruck, daß seine Thesen 
bei der Mittelstandsvereinigung der Partei seine Thesen auf positive Resonanz 
gestoßen (nach “Tagesspiegel”, 21.3.91). 

Andere Leute konnten dagegen das “neuen Denken” der Data Domizil 
noch nicht richtig begreifen. Am Sonntag, dem 14.04. besetzten ca. 20 Personen 
Hinterhaus und Seitenflügel, um zum einen eine weitere Zerstörung durch Data 
Domizil zu verhindern, die Haustrakte als mietergerechte Wohnfläche zu sichern 
und zum anderen die sogenannte Berliner Linie in einem besonders handgreiflichen 
Fall erneut in Frage zu stellen 

Kurz nach der Besetzung fuhren mehrere Einsatzfahrzeuge der Polizei 
auf. Es konnte aber über Verhandlungen mit der Polizei und der WBM eine 
Räumung vorerst verhindert werden und das Verbleiben der Besetzer in der Alten 
Schönhauser 43/44 wird erst einmal geduldet. 

Leider beruht dieser Kompromißnur auf den immer noch ungeklärten 
Eigentumsverhältnissen. Wenn die Erbengemeinschaft das Haus zugesprochen 
bekommt, wird es endgültig den Krallen der Data Domizil und deren Gutdünken 


überlassen werden. 
Bari Geröllheimer 


Die Polizei - Dein Freund und Helfer? 
Erfurter Polizei probt wieder Parteilichkeit 


Es hat sich jüngst in Erfurt folgendes zugetragen: 

Jemand, nennen wir ihn Hans, der häufig die Mahnwache im Stadtzentrum während 
des Golfkrieges besetzt hatte, ging eines Abends auf dem Bahnhof Zigaretten 
kaufen. Dort wurde er von einem Dutzend Skinheads erkannt und mit dem Ruf 
“Das Schwein kennen wir doch” verfolgt. Die Brüder hatten Schlagstöcke und 
Ketten bei sich. Hans gelang die Flucht bis nach Hause. Daraufhin wurden ihm 
mehrere Fensterscheiben mit Steinen und Stahlkugeln (Schüsse oder Katapult?) 
eingeschlagen. Am nächsten Tag ging Hans zur zuständigen Polizeidienststelle - 
und wurde mit dem Hinweis abgewiesen, wenn er sich an der Mahnwache und 
Friedensbewegung beteilige, könne man ihm auch nicht helfen. Einen Tag später 
im gleichen Revier diesselbe Reaktion. Es wurden beide Male nicht mal ein 
Protokoll aufgenommen. Den Schaden muß er wohl selbst tragen - und das als 
Arbeitsloser. Wenn ich mir umgekehrt vorstelle, es würde unsereinem einfallen, 
jemand aus der rechten Szene zu bedrohen, da würde man sicher sehr schnell von 
der Polizei zum Verhör zitiert werden. 
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Nun solle man aber nicht denken, die Polizei beschäftige sich nicht mit 
den Problemen ihrer Bürger, da kann ich nun selbst das Gegenteil bezeugen: Mir 
war vor einem Monat ein Fahrrad gestohlen worden. Das hatte ich (übrigens in eben 
diesem Revier, d. h. Erfurt-Mitte, Klostergang) angezeigt. Das Protokoll war 
anscheinend nicht in Ordnung, woraufhin ich einen Tag, nachdem ich Hans“ 
Geschichte erfuhr, nochmals in dieses Revier vorgeladen wurde. Man hatte wegen 
meines gestohlenen Fahrrades sogar eine Tatortskizze angefertigt. 

Jetzt denke ich wieder daran, wie im letzten Herbst in der Erfurter 
Oststraße eine besetzte Wohnung von einer Antiterroreinheit der Polizei geräumt 
wurde. Die Punks wußten vor lauter Schreck gar nicht, wie ihnen geschah. Man 
hatte sie nach Waffen untersucht und auf die Polizeiwache geschleppt. Eine junge 
Frau, auch der Punkszene zugehörig, die sich in dieser Wohnung aufgehalten, aber 
einen Mietvertrag in diesem Haus hatte, wurde obwohl sie ein kleines Kind hat, 
gleich mit rausgesetzt, in eine Bruchbude - deutsche Gründlichkeit. 

Offensichtlich wird mit zweierlei Maß gemessen. 

Die Reihe ließe sich problemlos fortsetzen. Sieht man Rechte und Hooligans 
zerstörungswütig durch die Stadt ziehen, schreitet die Polizei kaum ein. (Also wie 
in der DDR vor der Wende, da waren die Skinheads zum in Zaum halten von Punks 
und Langhaarigen anscheinend auch sehr willkommen.) 

Es wird immer mehr zur Gewißheit: Dieser “Rechtsstaat” ist ein recht 
rechter Staat! Angelika Link 


Neues aus dem Zentrum der Bewegung 
Dresdner Faschisten haben noch immer freie Bahn 


Um die Geschehnisse in Dresden möglichst schnell und aktuell wiederzugeben, 
müßte der “telegraph” wieder wöchentlich erscheinen. Das übersteigt unsere Kräfte 
und so müssen wir also zusammenfassen. 

Über die Zustände in Dresden wurde nun schon oft berichtet. Um so 
schlimmer ist es, daß sich scheinbar keine positive Veränderung abzeichnet. Die 
Faschisten werden immer frecher. Und leider hat diese Stadt nun auch ihr erstes 
Todesopfer zu beklagen. 

Anläßlich eines Wehrsportgruppentreffens tummelten sich über Ostern 
wieder unzählige Nazis in Dresden. Marodierende Nazigruppen trieben sich in der 
Neustadt herum und schlugen mehrere Menschen nieder. In einer Straßenbahn 
wurde ein Mocambiquer von mehreren Skinheads zusammengeschlagen und bei 
voller Fahrt aus der Bahn geworfen. Einige Tage später starb der Mann im 
Krankenhaus an seinen Verletzungen. 

Als sich am 11.4. etwa 7000 Menschen zu einem Gedenkgottesdienst und 
einer Demonstration zusammenfanden, wurden sie von ca. 100 schwer bewaffneten 
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Faschisten angegriffen. 

Die Neonazis wurden jedoch von Autonomen und Antifas 
zurückgeschlagen und die anrückende Polizei konnte das Schlimmste verhindern. 
Mehrere Faschisten wurden vorübergehend festgenommen. Am gleichen Tag 
wurde der Naziführer Michael Kühnen auf dem Weg nach Dresden von der Polizei 
festgenommen und nach Kassel überstellt. Dort wurde er sofort wieder auf freien 
Fuß gesetzt. 

Für den 20. April, den Geburtstag von Adolf Hitler, wird in Dresden mit 
erhöhter Präsenz von Faschisten gerechnet. Aus Polizeikreisen in Dresden hört 
man, daß Informationen vorliegen, daß verschiedenste faschistische -Gruppen 
einen Sternmarsch auf Dresden planen. Demgegenüber ist seitens der Autonomen- 
und Antifaszene von Dresden eine Antifa-Demonstration geplant und bereits 
genehmigt, zu der eine BRD-weite Mobilisierung läuft. Es ist damit zu rechnen, daß 
die Faschisten versuchen werden, wie bereits zur Demonstration am 30. 01., diese 
anzugreifen. Auch mit Angriffen auf die Neustadt muß gerechnet werden. 

Leute aus Dresdner Neustadt können natürlich am besten ihre Situatian 
beschreiben. Deshalb drucken wir nachfolgend einen Artikel aus der Dresdner 
Lokalzeitschrift “ANTON”, Nr.10, der IG Äußere Neustadt, ab. 

Barni Geröllheimer 


| NEOFASCHISMIG zn. 


x 


DOH Alle Die KHNArBE voll! 


Apar DAVON HABEN wir j 
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Deutschland, Nazis und kein Ende? 
Leserbrief aus dem Dresdner Infoblatt “ANTON” 


Kennengelernt habe ich die Dresdner Neustadt während der Aktivitäten zur Bunten 
Republik Neustadt im vergangenen Sommer. 

Eine Woche vor der Währungsunion wurde hier eine Mischung aus 
Stadtteilfest und Woodstock abgefeiert, mit eigenen, alternativen Vorstellungen 
davon, als Menschen zusammenzusein... 


Was ist davon geblieben? 


Wir wollten eine HERRschaftsfreie Zone. Stattdessen erleben wir hier einen 
Wahnsinn im System. Kaum eine Woche, in der wir nicht von einer Bande 
wildgewordener Nazis terrorisiert worden sind. 

Wir wollten einen Kiez ohne Waffen. 

Stattdessen laufen sie hier mit Baseballschlägern, Eisenrohren und 
Knarren herum und müßten eigentlich entwaffnet werden, wenn wir uns selber 
weiterhin ernst nehmen wollen...Aber wir holen die Polizei. Wir demonstrieren in 
einem waffenstarrenden Polizeikessel für Toleranz... 

Wir wollten den aufrechten Gang, aber jetzt halten wir stattdessen Antifa- 
Plenum mit einem Vertreter des Innenministers. Da geht es dann nicht mehr um 
unsere Zukunft und wie wir in diesem Stadtteil angesichts all dieser Gewalt 
weiterleben können, sondern um die Zukunft der Täter und wie wir sie wohl am 
besten integrieren können. | 

Spielen unsere eigenen Ziele und Träume überhaupt keine Rolle mehr? 
Eins haben diese braunen Horden wohl schon geschafft. Alle rufen nach mehr 
Polizei, und zu Zeiten, wo das Parlament gerade ein Gesetz über die Aufgaben der 
Polizei berät, gibt es keinen kritischen Geist gegen den Polizei- und Obrigkeitsstaat 
mehr. Später werden sie dann als neue Polizisten resozialisiert und integriert sein, 
unsere Nazis, und wir wollten doch eine Bunte Republik Neustadt. Stattdessen 
droht die Bullen-Republik Neustadt. 

Freiraum für Faschos? 
Mich kotzt es zunehmend an, zuzusehen, wie Abend für Abend das Naziproblem 
von uns selber verniedlicht wird. Da sitzen wir in der Kneipe, und wenn wir nicht 
gerade von ihnen überfallen werden, sollen wir mit ihnen wohl Bier trinken. Aber 
jeder hat da sein Lieblings-Skin, dem er dann doch zuprosten kann. 

Wir fragen uns, ob wir “Nazis raus!” fordern können, wenn wir nicht 
wissen, wo sie hinsollen. Aber wenn wir hier selber rausfliegen, mit scharfen 
Waffen und Brandsätzen angegriffen und ausgeräuchert werden, dann fragt keiner 
mehr, wo WIR überhaupt noch hinsollen. Das werden wir von den Nazis auch nicht 
erfahren, wenn wir mit ihnen am Biertisch reden. Stattdessen werden wir mit 90 %- 
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iger Wahrscheinlichkeit nur ausgehorcht, um von einer militärisch und kadermäßi & 
organisierten Streitmacht besser angegriffen werden zu können. Sie üben ihren 
Bürgerkrieg und wir üben unsere Opferrolle. 

Da werden Obermazis gesichtet, deren Namen im Westen für Mord und 
Verbindung mit dem Attentat aufs Oktoberfest stehen. Eine Nachfolgeorganisation 
für eine verbotene Wehrsportgruppe wird aufgebaut, die ständig an der 
Gewaltspirale dreht, um es ihrem Vorbild irgendwann gleichzutun. Und wir halten 
Dialog mit “gemäßigten Nazis” und glauben, mit ein bißchen mehr Polizei und ein 
bi chen weniger “Extremismus” sowie betreuten Freiräumen für rechte Jugendliche 
in ihren Wohngebieten sei es getan. 

Da wird doch einiges durcheinandergeschmissen. So erhalten die 
Obernazis mit unserer Unterstützung ihre neuen Kommandozentralen und 
Rekrutierungsfelder. Was sie vorhaben, gehört aber verboten und nicht 
unterstützt.(...) 

Lernziel: Solidarität 
Fatal scheint mir im Sinne einer solchen, auf Emanzipation zielenden Politik das 
ewige Gesäusel von Extremismus. 

Ich kann es nicht mehr hören. Zu Recht beklagen Kinder und Jugendliche 
ihre beschissene Situation und wollen - im übrigen auch in der Neustadt - eine 
grundsätzliche Änderung. | 

Dies werden sie jedoch nur erreichen, wenn sie nicht mehr irgendwelchen 
deutschen Führernaturen hinterherlaufen, sondern wenn sie ihre Dinge selbst in die 
Hand nehmen, so “extremistisch” und radikal wie notwendig. 

Konflikte werden auch durch die Einschaltung sozial-psychatrischer 
Dienste nicht überflüssig. “Wer sich nicht wehrt, der lebt verkehrt!” (...) Wenn du 
deine Stimme nicht erhebst, kommst du unter die Räder. Der Nazianhang 
verschenkt diese Stimme an skrupellose Rattenfänger, die von interessierten 
Kreisen der Rüstungsindustrie freigehalten werden. (...) Es war noch immer das 
Geschäft der Reaktion in diesem Lande, alle armen Schweine aufeinanderzuhetzen, 
um dann “gegen Extremismus” zu argumentieren. Deutsche gegen Juden, 
Ausländer und Zigeuner, gegen die Linken, aber auf gar keinen Fall gegen das 
Kapital und die Verantwortlichen für die soziale Misere. Dieses Deutschland 
braucht seine Nazis wie der Fixer seine Spritze. Sie helfen, die Unzufriedenheit in 
ein Obrigkeits- und Führungsdenken zu kanalisieren, welches für die Option einer 
militärischen (und wirtschaftlichen, d.Säz-tel.) Großmachtpolitik unerläßlich ist. 
Sie zerstören die Solidarität der Benachteiligten. 

Dieses deutsche Elend läßt sich allerdings nicht durch Sozialarbeit und - 
psychiatrie beseitigen. Ein ganzes Volk läßt sich nicht auf die Couch der Analytiker 
und Therapeuten legen, und Konflikte zwischen arm und reich, Ausländern und 
Deutschen lassen sich so schon gar nicht “harmonisieren”. Vielmehr geht es darum, 
Platz zu schaffen, solche Konflikte auf eine vernünftige Weise auszutragen, um Mi 
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stände zu lösen. Das Lernziel “Solidarität” sollte verfolgt werden. 

Eine neue Bunte Republik Neustadt muß her - eine Stadt, in der alle 
Menschen, ob Ausländer oder deutsch, in einer sozial-solidarischen und 
umweltverträglichen Art und Weise miteinander leben. Sonst heißt es wirklich nur 
noch: 

Deutschland, Nazis und kein Ende! (gekürzt) 


Fast noch paradiesische Zustände 
Besetzungen in Rostock 


Schwarz- bzw. Erhaltungswohner befanden sich schon im real existierenden 
Sozialismus der DDR in einem rechtslosen Raum. Das, womit damals die 
sozialistische Wohnungspolitik nicht fertig wurde, kann nun mit Hilfe des 
bürgerlichen Gesetzbuches, in dem Eigentum als oberster Maßstab gilt, radikal aus 
dem Weg geräumt werden. Wie auf vielen anderen Gebieten auch, spielt dabei 
kaum eine Rolle, wie und warum sich dieses DDR-typische Phänomen 
“Schwarzwohnerszene” herausgebildet hat. 

Gründe für junge Leute, sich “schwarz” (d. h. ohne Mietvertrag) in 
zumeist dem Verfall preisgegebenen Häusern einzunisten, gab es viele - eine zwar 
sozial orientierte, aber verfehlte Wohnungspolitik, die Tristess der betonierten 
Satellitenviertel, eine Chance, sich von den Eltern abzunabeln, und das nicht erst 
mit 30, schlechte Bedingungen in Studentenwohnheimen u.w.m.. Es ging dabei nie 
um Mietverweigerung und Inbesitznahme fremden Eigentums, das schließlich 
ohnehin als Volkseigentum bezeichnet wurde. Man muß außerdem davon 
ausgehen, daß sich das Stadtbild Rostocks ohne ERHALTUNGSwohner 
wesentlich ruinöser präsentieren würde. “Tote” Häuser gibt es genug, wovon man 
sich in der östlichen Altstadt und in der Kröpeliner Torvorstadt überzeugen kann. 

Eine totale Kriminalisierung der Erhaltungswohner, die vormals in den 
Medien gern als SED-Regimekritiker zitiert wurden, hielten einige Rostocker 
Betroffene - nicht zuletzt im Eindruck der Räumungskrawalle in Berlin - für 
unangebracht. Sie riefen ein zweites Mal eine Erhaltungswohnerinitiative ins 
Leben, um:das Problem gerecht in Zusammenarbeit mit Senat, Bürgerschaft und 
der WiRo GmbH zu lösen. Ä 
Vera Schaum (StudentInnenrat), Ralf Baumann (Jugend Alternativ. Zentrum) und 
Sven Ehricke (Sozialistischer Studentenbund) nahmen als offizielle Vertreter der 
Initiative Kontakt mit Senat, Bürgerschaft und WiRo auf und stießen weitgehend 
auf Toleranz und Entgegenkommen. 

Am 6. März 1991 unterschrieben Herr Rosemann, Senator für Wohnungspolitik, 
Herr Dehnkamp, Geschäftsführer der WiRo GmbH, und die drei Vertreter der 
Erhaltungswohnerinitiative die Grundsätze der Zusammenarbeit zur friedlichen 
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Lösung des Erhaltungswohnerproblems. Damit ist erstmalig in den neuen 
Bundesländern ein Schritt getan worden, der die Kriminalisierung der 
Schwarzwohnerszene unterbindet und eine gewaltlose Beilegung des Problems 
möglich macht. 

An jeden ersten Dienstag des Monats findet in den Räumen der WiRo 
GmbH, Heiligen-Geist-Hof, im Beisein von führenden Vertretern der WiRo 
GmbH, des Senats, des Wohnstrukturausschusses und der 
Erhaltungswohnerinitiative die Klärung von Konflikten statt. 

Man hat sich für den Abschluß von Mietverträgen generell auf folgenden 
Modus geeinigt: 

- Jeder Erhaltungswohner, der im Besitz eines WBS ist, kann sich bei der 
Erhaltungswohnerinitiative ein Formular abholen, das, ausgefüllt und wieder 
eingereicht, die Grundlage zur Behandlung jedes Einzelfalles bilden wird. 

- Von den im Formular angegebenen Wohnumständen, einem Gutachten des 
Bauordnungs- und Hygieneamtes und den Ansprüchen aus dem WBS hängt ab, ob 
die Wohnung an den Antragsteller vergeben werden kann. 

- Fallen die Gutachten positiv aus und stimmen alle Angaben des Ne mit dem 
WBS überein, wird die Wohnung in jedem Fall an den Antragsteller vermietet. 

- Für Wohngemeinschaften ist die Mietbindung aufgehoben, d. h., ein 
Mietverhältnis unabhängig vom WBS ist möglich. 

- Total schwarz bewohnte Häuser können extra verhandelt werden, falls die 
Bewohner die Absicht haben, ein eigenes Projekt zu verwirklichen. 

- Die Verhandlungen mit o.g. Gremium finden ab März jeden ersten Dienstag des 
Monats für jeden Einzelfall statt. 

- Bis zum Verhandlungszeitpunkt besteht Räumungsschutz für den jeweiligen 
Antragsteller, der sich bei der Erhaltungswohnerinitiative meldet. 

- Entscheidungen können nur in bezug auf WiRo-Häuser mit oder ohne 
Reprivatisierungsanspruch gefällt werden. 

- Im Fall der Räumung, also wenn die Gutachten negativ ausfallen, legen die 
Verhandlungspartner des Runden Tisches besonderes Augenmerk auf soziale 
Aspekte. 

Das Jugendalternativzenrum Rostock, die Initiatoren der 
Erhaltungswohnerinitiative, hilft der Hansestadt Rostock ein schwelendes Problem 
zu lösen. Es wäre an der Zeit, daß man endlich das Versprechen des Runden 
Tisches vom Mai 1990 nach einem Haus und finanzieller Unterstützung einlöst, um 
eines der Rest der Demokratiebewegung vom Herbst 1989 zu erhalten. 

Das wichtigste am Rostocker Modell erscheint mir, daß es möglich war, 
eine Art Runder Tisch einzurichten, an dem die Stadt (Senat), die Parteien (durch 
den Wohnungsausschuß), die Wohnungsbaugesellschaft und Vertreter der 
Bewohner sitzen. Damit wird von den entscheidenen Stellen anerkannt, daß die 
Gefahr (mangels Vertrag) aus seiner Wohnung geschmissen zu werden, nicht allein 
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das private Problem einzelner ist. 


- Der Räumungsschutz während der Verhandlungen, 


- der Anspruch auf einen Vertrag 
(mit WBS und intakter Wohnung), 
- die Sonderregelung für 
Wohngemeinschaften 

sind ein guter Anfang. Daß diese 
Regelungen auch für Wohnungen 
mit Rückübertragungsansprüchen 
gilt, sollte selbstverständlich sein, 
ist aber leider nicht mehr überall. 

In Berlin werden solche 
Wohnungen z.T. nicht mehr 
vermietet (Friedrichshain und 
Mitte). Hier ist es auch seit Januar 
kaum noch möglich, Verträge für 
schwarz bewohnte Wohnungen zu 
kriegen. 

Folgende Fragen bleiben aber: 

- Was passiert, wenn eine Wohnung 
als nicht bewohnbar befunden 
wird? Möglich wären: 
Ausbauvertrag, Reparaturen, 
Ersatzwohnung. 

Im Text heißt es dazu nur “so ist der 
Wohnraum ... zu räumen”! (III.4). 

- Wieso kann eine zeitliche 


"Begrenzung des Mietvertrages eine 


“notwendige Bedingung” 
sein?? 

Eine solche Regelung 
Zumutung. 


(IIL.3) 


ist eine 
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Strompoker um Rostock 


“Sichere Strom- ınd Wärmeversorgung für Rostock: Das hilft auch der Umwelt.” 
“Mit dem Betrieb des neuen Kraftwerkes wird es zu deutlichen 
Emissionsverringerungen ... im Bereich Rostock kommen, weil umweltbelastende 
Braunkohlekapazitäten abgeschaltet werden können.” “Die fortschrittliche Technik 
des neuen Kraftwerkes bringt ... Vorteile für Mensch und Umwelt.” 

Mit solchen Anzeigen in der regionalen Ostseezeitung wirbt die 
Kraftwerknetzgesellschaft (KNG) seit Beginn des Jahres bei den Rostockern für 
den Bau eines 500 MW Steinkohlekraftwerkes. 1,1 Mrd.DM sollen investiert 
werden, um Rostock und zum Teil Mecklenburg-Vorpommern mit Strom und 
Wärme zu versorgen. Zur Zeit sind dafür in Rostock noch 2 Anlagen (auf 
Erdgasbaisis) Braunkohlekraftwerke der HEVAG, Hanseatische 
Energieversorgung AG, zuständig. Schon im März 1990 bewarb sich die KNG bei 
den Rostocker Behörden um eine Baugenehmigung, der Baubeginn war für Mai 
1991 geplant. Bis jetzt blockierten jedoch eine Petition und die Forderung der 
Rostocker Bürgerschaft nach einer Umweltverträglichkeitsprüfung den glatten 
Ablauf dieses Vorhabens. 

Energie ist ein grundlegendes Unterpfand für Wohlstand. Also ist das 


Angebot der KNG zum Vorteil aller Beteiligten? Wer ist die KNG, die es so gut mit 


den Rostockern meint? | 

Die KNG besteht aus Preußen Elektra, Bayernwerk, Ex-DDR-Netz- und 
Kraftwerksgesellschaft. Erstere zwei haben durch den Stromvertrag vom August 
1990 ein großes Stück des DDR-Energiemarktes zugeschanzt bekommen. Der 
KNG-Chef war übrigens früher Kraftwerksdirektor bei Preußen Elektra, die nun die 
Geschicke der HEVAG steuert. Letztere wiederum konnte mit der Stadt langfristige 
Konzessionsverträge abschließen. Was ein Energiemonopol ist, bekamen die 
Rostocker schon zu spüren, denn bei der Preisbildung können Bürgerschaft und 
Senat nun kaum noch mitreden. Der Einfluß der Kommune auf die 
Energieversorgung, ein laut GG $ 28 und Kommunalvermögensgesetz verbrieftes 
Recht, scheint bereits ausgehebelt worden zu sein. Was die KNG demnach will, ist 
zunächst einmal: Preisdiktat. In den alten Bundesländern hat man mit der Strategie 
der Energiegroßerzeuger schon genug schlechte Erfahrungen gemacht. Derzeit sind 
dort viele Kommunen bemüht, eine Verlängerung aller Konzessionsverträge mit 
den Konzernen abzuschließen, um teilweise alternative Energiequellen 
zuzuschalten und eigene Einnahmen aus der Energiegewinnung zu bekommen. 
Warum sollten die Ostkommunen sich freiwillig in die Abhängigkeit begeben? 
Rostocks Energiepolitik kann vor diesem Hintergrund nur als halbherzig 
bezeichnet werden. Obwohl man mit dem Deutschen Städtetag gegen den 
Stromvertrag geklagt und gewonnen hat, liebäugelt man mit den Energieriesen und 
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nicht mit eigenen Stadtwerken. 


Nun befindet sich der Rostocker Senat aber in einer schwierigen Lage bei 
der Wahl der Wirtschaftsperspektiven für Rostock. Das wirtschaftliche Standbein 
(Werft- und Schiffahrtindustrie) droht wegzuknicken und die Arbeitsmarktlage ist 
sehr gespannt (Arbeitslosenquote 10,7 %), “Golfplätze oder Industrie?” fragt man 
sich und meint, daß ausschließlich ein Großkraftwerk die Voraussetzung zu 
letzterer Variante bietet. Umfragen unter Rostocker Bürgern machen zudem 
deutlich, daß Bedenken zur Umweltverträglichkeit der Schaffung von 
Arbeitsplätzen nicht im Wege stehen sollten. Dann ist ja alles klar, oder?! 

Zum Bedauern der Befürworter und Betreiber des Kraftwerkes 
unterwerfen sich glücklicherweise nicht alle Rostocker dieser Logik und dazu 
braucht man nicht mal nur das Hirn eines kauzigen Naturfreundes zu haben. Sie 


haben genauer hingesehen und sich gefragt: Was bringt ein Steinkohlekraftwerk der 
Stadt Rostock? 


Folgende Emissionen im Jahr: 


SO2 - 2 035,13 +/Jahr, NOx (NO2) - 1 438,26 +/Jahr, F- - 20,35 +/Jahr, CL- - 
203,53 +/Jahr, NH3 - 19,57 +/Jahr, Stauer - 203,53 
+/Jahr, Schwermetalle - 5,09 +/Jahr 


- 12,5 kg Quecksilber pro Jahr, das mit abgeleitetem Kühlwasser in den Breitling 
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gelangt, 

- die Erwärmung und Eindickung des Breitlingswassers durch eingeleitetes 
Kühlwasser, 

- 2 Mio t Kohlendioxid jährlich (pro Tag ca. 5 400 t), 

- ca. 20 Mio DM CO2-Abgabe, die auf die Abnehmer umgelegt wird, 30 DM 
Jährlich für jeden Bürger, der ans Netz angeschlossen ist, 

- ca. 10 - 12 Mio DM Einnahmen der Stadt jährlich durch Steuern, macht 40 DM. 
pro Rostocker, | 

- ca. 2 Mio DM Kosten jährlich für Deponierung von Sondermüll in Schönberg, die 
auf den Abnehmer umgelegt werden, _ 

- volle Abdeckung des Strombedarfs in Rostock (120 - 150 MW) mit einem 
Überschuß von 350 - 380 MW, 

- Teilabdeckung des Wärmebedarfs mit 300 MW ausgekoppelter Wärme (nur dann 
wird ein Wirkungsgrad von 62,5 % ansonsten von 42,5 % erreicht) - Einschränkung 
der Möglichkeit, mehr bedarfsangepaßte alternative Energiequellen zum Einsatz zu 
bringen, d. h. Geowärme - dafür bestehen beste Voraussetzungen in Mecklenburg- 
Vorpommern - und Windkraft, 

- ein 141,5 m hoher Kühlturm mit einem Öffnungsdurchmesser von 60 m, der das 
Stadtbild entscheidend prägen dürfte, 

- Sterben der Rostocker Heide, deren Baumbestand bereits zu 60 %, bei Eichen 
sogar zu 80 % geschädigt ist, 

- Schädigung weiterer Naturschutzgebiete, die in Windrichtung der Emissionen 
liegen, 

- Kosten für die Wiederaufforstung, 

- wirtschaftliche Impulse: ein Schlachthof, eine Ölraffinerie und eine Papierfabrik 
sollen dem Kraftwerk folgen, 

- Einkommensverluste für den Kurbetrieb im Luftkurort Graal Müritz, 

u.w.m. 

Damit könnte sich Rostock auf jeden Fall den Einstieg in die 
Touristikbranche abschminken. Eigenartigerweise lehnte die Umweltministerin die 
Durchführung der nach bundesdeutschem Recht notwendigen 
Umweltverträglichkeitsprüfung ab. Selbst die Empfehlung der Enquete 
Kommission des Deutschen Bundestages zur Verminderung der CO2-Emissionen 
aus der Verbrennung fossiler Stoffe und ihre Forderung nach Beachtung von 
Reversibilitäts- und Flexibilitätskriterien bei der Energiegewinnung gilt offenbar 
nicht für die neuen Bundesländer. | 

So weit, so schlecht. Aber vielleicht muß die Stadt die 
Umweltschädigungen in Kauf nehmen, damit es endlich wieder bergauf geht, und 
schließlich waren die Braunkohlekraftwerke doch noch größere Umweltverpester!? 

Selbst vom Standpunkt der Wirtschaftlichkeit betrachtet, schneidet das 
Steinkohlekraftwerk im Vergleich zu anderen Alternativen - nämlich Überführung 


telegraph 4/91 


der Braunkohlekraftwerke in kommunales Eigentum und Umbau zu 
emissionsärmeren (um 50 %) Gasdampfturbinenkraftwerken mit höherem 
Wirkungsgrad (ca. 85 %) - schlecht ab. Es bringt der Stadt nur geringe Einnahmen 
(siehe oben), blockiert einen relativ großen Anteil der Gewerbefläche (55 ha) und 
schafft in der Betriebsphase nur ca. 150 Arbeitsplätze. Durch kommunale 
Stadtwerke flossen dagegen etwa 72 bis 100 Mio Reingewinn jährlich in der 
Stadtkasse. Preise könnten sozial verträglicher gestaltet und die Gewinne zugunsten 
"der Wärmedämmung bei Altbauten und des Nahverkehrs eingesetzt werden. Eine 
flexiblere Anpassung der Anlagen ist technisch außerdem möglich und das 
bedeutet: Stromsparen. Daran hat die KNG verständlicherweise kein Interesse. 
Jener Konzern, der den Umbau der alten Kraftwerksanlagen vernehmen könnte, die 
Siemenstochter KWU, ist durch den Stromvertrag nicht mitbedacht worden, und 
dadurch kommt man scheinbar nicht ins Geschäft. 

Selbst zur Energiebedarfsdeckung wäre das Großkraftwerk nicht 
notwendig. Der Bedarf ganz Mecklenburg-Vorpommerns an installierter Leistung 
steigt in den nächsten 10 Jahren auf ca. 1 300 - 1 500 MW, 400 MW für den Raum 
Schwerin stellt bereits HEW bereit. Da die Errichtung von zwei neuen Blöcken 
eines Atomkraftwerkes in Lubmin (ca. 1 300 MW) und der Bau eines identischen 
Steinkohlekraftwerkes in Lübeck Siems - beides ebenfalls mit der Begründung 
Mecklenburg-Vorpommern, das industrieärmste Land der BRD, mit Energie zu 
versorgen - beabsichtigt ist, könnte das KNG Projekt in Rostock überflüssig sein. 

Die Seriosität und Umweltfreundlichkeit, mit der sich die KNG bei der 
Rostocker Bevölkerung in Annoncen anbiedert, muß auch in anderer Hinsicht 
ernsthaft hinterfragt werden. Die bei der Erörterung vorgelegte 
Umweltverträglichkeitsstudie war nicht nur unvollständig (Schadengutachten, 
Gutachten zu den Naturschutzgebieten, Aussagen zu möglichen Wirkungen des in 
die Ostsee abgeführten Kühlwassers fehlten), sondern außerdem von einer 
Tochtergesellschaft des Energieriesen RWE erstellt worden. Und eine Krähe hackt 
der anderen schließlich kein Auge aus. Selbst der Senat beteiligt sich an der 
korrupten Mauschelei. Obwohl er von der Rostocker Bürgerschaft im September 
1990 mit dem Erwerb des Standortgeländes von 55 ha unter Wahrung des 
kommunalen Verkaufsrechts beauftragt wurde, ging dieses bald darauf in den 
Besitz und Erbbaupacht der KNG über. Erfreulicherweise wird dieser Vertrag laut 
Oberbürgermeister Kilimann jedoch nicht rechtswirksam. Füttern der 
Öffentlichkeit mit Halbwahrheiten, erstaunlich gut funktionierender Lobbyismus, 
Versuche, Kraftwerksgegner mit Pöstchen und fetten Gehältern kaltzustellen - das 
alles und noch mehr findet sich im Repertoire ... 

Glücklicherweise nahmen einige Rostocker Bürger und Umweltschützer 
das ganze Vorhaben genauer unter die Lupe. Sie bewirkten mit einer Petition gegen 
das geplante Kraftwerk, daß das Projekt im Mai im Landtag diskutiert werden soll. 
Es wäre jedoch naiv zu glauben, daß die Energiekonzerne dort keine Lobby zu 
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sitzen haben. 

(Die wirtschaftlichen Daten stammen aus Unterlagen der Projektgruppe 
Umweltökonomie der Uni Rostock, Umweltdaten aus Infoblättern der Grünen Liga 
Rostock.) JAZe.V. 


Staudammprojekt in Czorsztyn (Polen) 


Der Staudamm von Czorsztyn befindet sich am Fluß Dunajec in den Pienien im 
Südosten Polens. Das Staubecken soll ein Fassungsvermögen von 234 Mio m3 und 
eine Ausdehnung von 13 km?2Q haben, das Regulationsbecken 8 Mio m3 und 0,8 
'km2. Der Damm soll 400 m lang und 53 m hoch werden, eine elektrische Leistung 
von 100 Mw ist geplant. 

Das Dammprojekt gibt es seit Anfang des Jahrhunderts. Erst zur Energieerzeugung 
geplant, begannen nach der großen Flut von 1934 die Überlegungen über den Bau 
eines Dammes zur Regulation des Flusses. Dann passierte lange nichts au er einigen 
geologischen Proben in Jahren 1934 - 1964, bis sich das Wirtschaftsministerium für 
den genauen Standort des Damms in Czorsztyn entschied. Es wurde beschlossen, 
mit den Bauarbeiten 1966 zu beginnen. Also: Ortsentschluß1964, 
Bauentschluß 1966. Der Bau begann ... 1976. Der Termin der Fertigstellung wurde 
immer wieder verschoben, jetzt liegt er ungefähr bei 1995. Der Bau wird 
ausschließlich vom Staat finanziert, 10 % des öffentlichen Budgets für 60 
Großprojekte werden alleine in den Damm von Czorsztyn gesteckt (für 1991 289 
Mrd. zloty und von 1991 - 1995 ungefähr 1977 Mrd. zloty). 

Sehr viel wurde schon zerstört: Das Flußbett wurde umgelegt, das Dunajectal in 
einen riesigen Wall umgestaltet, zwei Naturschutzgebiete und ein Teil des Pieniny- 
Nationalparks gingen ebenso verloren wie auch viele historische Häuser (19. und 
20. Jhd.). Die Sozialstruktur dieser Gegend wurde durch Umsiedlung total 
zerrissen. 

Wenn der See gefüllt wird, gibt es katastrophale Auswirkungen. Viel Boden wird 
verschwinden, der Mikroklimawechsel, verursacht von den Wassermassen des 
Stausees, würde das ganze Öko-System zerstören, vorhandene Flora und Fauna 
wird sorten- und anzahlmäßig verändert. 

Der Damm selbst ist laut geologischen Untersuchungen nicht sicher, das birgt auch 
Gefahren für die zwei mittelalterlichen Burgen Czorsztyn und Niedzica. Sie 
würden unterspült und “ins Wasser fallen”. 

Der Investor - das Ministerium für Umwelt!!! - gesteht ein, daß der Standort des 
Dammes in Czorsztyn ein Fehler war. 25 Jahre nach Beginn des Baus sind die Tore 
immer noch nicht geschlossen. Kein Argument kann das Projekt wirklich 
rechtfertigen: 

- Der Stausee ist nicht nur als Trinkwasserreservoir geplant, sondern auch als 
Erholungszentrum. Aber diese beiden Möglichen schließen sich untereinander 
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schon aus. Was soll's? In keiner der Städte und Dörfer oberhalb des Dammes gibt 
es eine Kläranlage, und es ist auch keine geplant, bevor der See fertig ist. Wer 
möchte solch ein dreckiges Wasser trinken oder darin baden?! 

- Der Damm ist zur Energieversorgung geplant. Die Einnahmen aus der geringen 
Energieproduktion werden sehr viel niedriger sein, als die Kosten. Dieser “kleine” 
Damm hat mehr gekostet, als das nicht fertiggestellte Zarnowiecer AKW. 
Außerdem wird in Polen genug Energie erzeugt, es wäre allerdings nötig sie 
vernünftig einzusetzen. - Der Damm soll angeblich den Dunajec regulieren. Er 
wurde zuletzt für 100 Jahre gedacht und soll ähnliches wie die “Jahrhundertflut” 
von 1934 verhindern. Ist es wert, eine ganze Region zu zerstören, um sich vor einer 
einzigen großen Flut zu schützen? 

- Das letzte Argument des Investors lautet: “Es wird weitergebaut, weil sowieso 
schon viel investiert und zerstört wurde.” | 
Das ist typischer technokratischer Gedankenweg. Wer kann enorme Kosten und 
Zerstörungen weiterhin rechtfertigen? 

Es ist nicht zu spät, diesen riesigen Wahnsinn zu stoppen. Der Protest gegen diesen 
Damm hat schon viel Unterstützung durch Wissenschaftler, Ökologen und durch 
die ansässige Bevölkerung gefunden. Jedoch scheint er nicht stark genug zu sein 
um den Bau zu stoppen. Nur massive Bewegungen , die direkte Aktionen nutzen, 
öffnen die Chancen auf Erfolg. 

TAMA TAMIE 

Im Sommer 1990 beteiligten sich, aufgerufen durch die polnische anarchistische 
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Förderation (Federacja Anarchistyczna) und “Frieden und Freiheit” (Wolnoöosc i 


PIKI)), PD REISINEN 20 205) D)onkadsn der Bioniommmhauniele inCzarszege. 
Sie forderten: - sofortiger Baustopp, - Rekultivierung des Damm- Gebietes, - 
Ausgleichszahlungen und Ermöglichung der Rück-/ Neubesiedlung 

Die erste Blockade fand vom 15.- 27. Juli statt. Die ganze Woche wurden 
die Bauarbeiten durch Sitzblockaden der Zufahrtsstrassen von Kiesgrube und 
Fahrzeugpark erfolgreich gestört. Die Bauleitung schätzte den Verlust auf 97 Mio 
2. 

Es kam zu einzelnen Konflikten und Auseinandersetzungen mit 

Bauarbeitern, es konnten jedoch auch Kontakte zu Einwohnern Czorsztyns und 
Umgebung geknüpft werden. Polizei war nicht anwesend. 
Bei der nächsten Blockade, vom 26.- 31. August, gab es eine starke Polizeipräsenz. 
500 Polizisten mit 80 Fahrzeugen (Einsatzgruppen aus Krakow, Rzeszow und 
Katowice, sowie eine Anti- Terror- Einheit). Panzerfahrzeug und Wasserwerfer 
waren präsent, wurden aber nicht eingesetzt. Nur Marine und Luftwaffe kamen 
nicht. 

Trotz der anzahlmäßigen Unterlegenheit ( 5 Polizisten / Demonstrant) 
wurden täglich mehrere Blockaden realisiert, die nach jeweils unterschiedlicher 
Zeit von der Polizei geräumt wurden. Die Aktion fand in Anwesenheit von Presse 
und TV statt. 

Dank den “ Tama Tamie “90 “- Aktionen, wurde das Staudammproblem 
landesweit bekannt und diskutiert. Ebenso werden die in Czorsztyn geschlossenen 
Freundschaften und Kontakte die Zusammenarbeit zwischen ökologischem, 
alternativem und libertärem Spektrum fördern. 

Die Blockaden des Sommers 90 konnten jedoch die Behörden nicht von der 
Sinnlosigkeit des Damms überzeugen. Daher muß der Kampf weitergehen. 

Am 7. Februar 1991 wurde im Krakow das Gebäude des Bauauftraggebers 
(OMGW- eine Abteilung des Umweltministeriums) besetzt und die 
Ausschreibungsauktion zum Abriß der alten und historischen Häuser im gebiet des 
Staudammsees verhindert. Erste Vorgespräche mit dem Umweltministerium 
begannen... 

Eine erneute Blockade beginnt am 1. Juli 1991. 

Wir laden alle aus Polen und von Außerhalb ein, zahlreich zu kommen und an den 
Aktionen teilzunehmen. Umso entschlossener und zahlreicher die Protestierenden, 
desto stärker der Druck auf die Dammdirektion und Zentralbehörden. Wir wollen in 
Czorsztyn bleiben und blockieren so lange wie möglich... 

Ort- und Zeitgleich mit der Aktion wird ein internationales Ökotreffen 
“Czorsztyn‘91” stattfinden -eine gute Möglichkeit, libertäres und Ökologisches 
Spektrum Polens kennenzulernen. 

Es wäre hilfreich, wenn ihr Dokumente und Informationen über Staudammbauten, 
Flußregulation u.ä. Projekte sowie der Kämpfe dagegen, in eurem Land oder 
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woanders in der Welt, sammeln und hersenden/ oder - bringen könntet. Ebenso 
enitigen WÄrREIERIENE und finanzielle PAfe bei der Organisation der Aktie. 
Kontaktadressen (für Information und Anmeldung): 

- Federacja Anarchistyczna, Uniwersytet Slaski, Ul. Bankowa 12B/i, 40067 
KATOWICE, POLEN,- Adam und Malgorzata BORYSLAWSKI, Tel (48) 12- 
482285, KRAKOW, POLEN, Anrufbeantworter,- Siggi, c/o Umwelt Bibliothek 
Berlin, Schliemannstr 22, O-BERLIN 1058, Tel.: 4485347, 4483687 Wenn Ihr 
nach Czorsztyn kommt, vergeßt bitte nicht Zelt und feste Kleidung. 


Die deutsche Wiedervereinigung - eine Wirtschaft 


für alle oder die ganze Wirtschaft für wenige? 
1. Teil 


Einige Anmerkungen zur neuen “Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik” a la 
Kohl 


Die ehemaligen Bürger der DDR wissen es noch sehr gut: 

Das Konzept der “Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik” war auch in den 
80iger Jahren des SED-Politbüros ganzer Stolz gegenüber den sich wieder auf 
Chrustschowsches Ideengut berufenden sowjetischen Reformern des Gorbatschow- 
Flügels. Heute nun, nach dem Vollzug der “deutschen Einheit”, wird mit ähnlichem 
Getöse der Sieg der “sozialen Marktwirtschaft” gefeiert. Der erste Staatsvertrag 
zwischen der BRD und der DDR versprach neben der Währungsunion auch die 
Wirtschafts- und Sozialeinheit. Wie sieht er nun aus, dieser markige Schritt von der 
Honeckerschen “Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik” zur “sozialen 
Marktwirtschaft”? Ist die Parallelität von Theaterdonner und Sprachgestus nur ein 
Indikator für neuerlichen Betrug? Wie sozial ist die “Einigung” aus der Sicht derer, 
die wirklich die Kosten tragen und wie hoch sind die Gewinne der neuen 
“Einheitsstrategen””? Erinnern wir uns: 


1. Der Weg der DDR in die Krise 


Anfang der 70er Jahre wurden die kontraproduktiven struktur-- und - 
sozialpolitischen Effekte des Ulbrichtschen NÖSPL-Reformprojekts erkannt und 
im Rahmen der nunmehr von Honecker verkündeten “Einheit von Wirtschafts- und 
Sozialpolitik” zu reduzieren versucht, nicht ohne zunächst wenigstens ansatzweise 
einige positive Erfahrungen der Reformperiode der 60er Jahre hinüberzuretten. 
Bald jedoch trieb Günter Mittag die rigide Rezentralisierung möglichst vieler 
wirtschaftlicher Entscheidungen bis zum Exzess. Schon die 70er Jahre waren 
gekennzeichnet von einem immer schneller anwachsenden Rückstand der 
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traditionellen Wirtschaftszweige der DDR zur Weltspitze. Infolge ihrer eklatanten 
Innovationsschwäche war die DDR-Ökonomie au erstande, den durch beide 
Ölpreisschocks noch zusätzlich stimulierten technologischen Herausforderungen- 
jenes Jahrzehnts zu begegnen. Einzelne Industriezweige, die in den 60er Jahren 
noch Spitzenpositionen auf dem Weltmarkt behaupteten, haben sich dann während 
der 80er Jahre in Technologiemuseen verwandelt. 

Es kann dabei nicht die Rede davon sein, daß diese Probleme unerkannt 
blieben. Und es entspricht nicht den Tatsachen, da , wie heute Klaus Steinitz 
behauptet, der “real existierende Sozialismus” gescheitert sei, weil “die 
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organisiert wurde (Klaus Steinitz, Vom Umbruch zum Aufbruch? 
PDS/Wirtschaftspolitik, 1990, S. 11). Der hilflose politbürokratische 
Opportunismus, mit dem sich zentralistische Wirtschaftspolitik an .den 
Weltmarktstandard entwickelter kapitalistischer Länder orientierte und ihnen 
hinterherhechelte, müßte doch eigentlich noch gegenwärtig sein. Es war vielmehr 
logisch, daß eine Zentralverwaltungswirtschaft, die sich den ökonomischen 
Prämissen des konkurrierenden “ideellen Gesamtkapitalisten” unterwarf, ihm auf 
seinem Feld weder mit Mitteln dirigistischer Wirtschaftslenkung gewachsen sein 
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konnte, noch mit wirklichen Alternativen, also eigenständigen - eben 
sozialistischen - Bestimmungen und Regulativen gesamtwirtschaftlichen Tätigkeit 
zu konfrontieren gewillt war. Beispielsweise belegten die beschwörenden Appelle 
zur Forcierung der Mikroelektronik nach westlichem Vorbild und die kläglichen 
Resultate vor allem im Bereich der wirtschaftlichen Massenfertigung von 
Hochtechnologieprodukten vielmehr, daß jener politbürokratische Zentralismus au 
erstande war, künstlich, also administrativ, Antriebe zu erzeugen, deren Resultate 
“weltmarktkonform”, geschweige denn bedürfnisadäquat waren. Wie auf dem 
Technologiesektor zeigt sich auch bei einer Betrachtung der 
Außenwirtschaftsentwicklung, wie unfähig die DDR-Ökonomie sich bei der 
Anpassung an veränderte außenwirtschaftliche Bedingungen oder der 
Kompensation ungünstiger externer Effekte erwies: Die Struktur des DDR- 
Außenhandels näherte sich der eines Entwicklungslandes; die Verschuldung ließ 
sich nur noch auf Kosten des im Inland verwendeten Nationaleinkommens, mit 
Dumping und sinkender Außenhandelsrentabilität, mit raffinierter Kreditnahme- 
und/oder Reexportpolitik (wie der sowjetischen Öls in die BRD (1981 -1986), der 
Ausnutzung einer quasi-Assoziation an den EG-Markt ect. auf Zeit in den Griff 
bekommen - offensichtlich aber kaum über innovative Prozesse, was bei sinkender 
Akkumulationsrate auch verwundert hätte. 

Auch hier zeigte sich wieder deutlich: Bürokratische Reformkonzepte 
reflektieren nur die Scheinalternativen “Zentralismus” (bis zum Exzess des 
Dirigismus) oder “Dezentralisierung” (mit ohnmächtiger Inkaufnahme 
strukturpolitischer Deformationen), gepaart mit formalistischen Wechselbädern in 
der Anwendung von mehr oder weniger “sozialistischer Marktwirtschaft”. 
Unangetastet hatte die Allmacht zentralistischer Weisungskompetenz zu bleiben, 
was der Ökonomie über alle technokratischen Schwenks hinweg den Charakter 
einer Befehlswirtschaft erhielt. Politisch sollte dieses System durch die sozial 
befriedend wirkenden Effekte obrigkeitsstaatlicher Subsistenzgarantien und 
Vollbeschäftigung abgefedert und politisch angepaßtes Verhalten der ansonsten auf 
ihre Privatsphäre zurückverwiesenen “realsozialistischen Konsumenten” prämiert 
werden. Die Demoralisierung politisch entmündigter Individuen wurden durch ihre 
Degradierung im Produktionsprozeß zu (im Idealbild) fleißigen Befehlsempfängern 
noch verstärkt, zumal der Apparat Abweichungen von der verordneten politischen 
Norm mit oftmals panischem Eifer ahndete. 

Dieser Form eines autoritären “Sozialvertrags” wurde mit der sich 
zuspitzenden wirtschaftlichen Krise in der zweiten Hälfte der 80er Jahre immer 
mehr die Grundlage entzogen. So gewannen auch die politischen Forderungen einer 
bis dato minoritären und isolierten politischen Opposition in der DDR wachsende 
Akzeptanz und schließlich sogar die von der Politbürokratie so gefürchtete 
Öffentlichkeit. 
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2. Der Umbruch vom Herbst 1989 und das Ende der DDR Im Herbst 1989 brachen 
sich schließlich die gewaltsam niedergehaltenen Konflikte lawinenartig ihre Bahn: 
Die massiven Forderungen nach demokratischer Teilhabe, Mitbestimmung und 
politischer Freiheit enthielten bis November 89 durchaus die Perspektive eines 
demokratischen Sozialismus. Nur eine Minderheit auf dem linken Flügel der 
Opposition sah allerdings in voller Klarheit, daß jede singuläre Wirtschaftreform 
und eine beschränkte politische Liberalisierung ohne Revolutionierung des sozialen 
Systems und ohne Durchbruch zur ökonomischen Selbstbestimmung scheitern 
müssen. Gerade die Suche nach Antworten auf brennende Fragen des Verhältnisses 
von zentralen und dezentralen Wirtschaftslenkungsmechanismen verlangte neue 
Lösungen außerhalb des sattsam politbürokratischen Lavierens zwischen direktem 
und indirekten Zentralismus. Ein neues Verhältnis von ökonomischen, politischen 
und sozialen Entscheidungsprozessen, ein Zuwachs an realer Vergesellschaftung 
jenseits politbürokratischem Dirigismus hätte: der einzige Weg hin zu einer 
Alternative zu Stalinismus und dem Rückfall in den gewöhnlichen Kapitalismus 
sein können. Die entscheidende Frage war, ob der begonnene Kampf um politische 
Freiheiten mit dem Ringen um ökonomische Emanzipation und einer darauf 
aufbauenden Freisetzung der innovativen und emanzipatorischen Potenzen einer 
sozialistischen Alternative auch in der Ökonomie verbunden werden konnte. 

Wir stark schon sehr schnell die Spielräume für solche Entwicklungen 
abgeschnitten waren, zeigen die Ereignisse zur Jahreswende: Mit dem Bankrott der 
Palastrevolutionäre um Egon Krenz und nach der panischen Grenzöffnung vom 09. 
November, ein manipulatives Manöver der demoralisierten Politbürokratie zur 
eigenen Entlastung, verließen zehntausende Menschen die DDR. Die Modrow- 
Regierung und insbesondere die Wirtschaftsministerin Frau Luft taten nun ein 
übriges, um mit ihrem technokratischen Reformismus “von oben” und ihrem 
dazugehörigen Verständnis der “Wende vom Zentralismus zur Marktwirtschaft” 
den Boden für die spätere “kapitalistische Alternative” zu bereiten: Wenn, wie wir 
heute bei Steinitz lesen, die Hauptkritik der Reformtechnokraten am zentralistisch- 
bürokratischen Wirtschaftslenkungssystem darin bestand, daß “eine Orientierung 
des Wirtschaftsgeschehens an den realen, (zahlungsfähigen) Bedürfnissen... 
weitgehend verhindert wurde” (Steinitz, S. 13), so war es nur folgerichtig, daß die 
Regierung sich lediglich veranlaßt sah, mit  wirtschaftsministeriellen 
Maßnahmebündeln den “sich noch auf Hochtouren befindliche(n) administrativ- 
zentralistische(n) Zug soweit ab(zu)bremsen, daß der spätere Aufprall auf das 
marktwirtschaftliche Gleis nicht mehr tödlich zu sein brauchte” (Christa Luft, in 
Steintz, Vom Aufbruch .., S. 20). Andererseits war der Gipfel 
wirtschaftspolitischer Weisheit dieser neuen Regierung zur Verteidigung 
ökonomischer Souveränität der DDR mit der Begrenzung von BRD- 
Kapitalanteilen im joint-venture-Gesetz und der Gleichstellung des BRD- mit dem 
ausländischen Kapital bereits erreicht. Für die DDR selbst sah man in dieser 
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Regierung mit der Verkündung der Gewerbefreiheit, einer Liberalisierung der 
Steuer- und Außenhandelsgesetzgebung und der Privatisierung von Teilen des 
Volkseigentums das Zeitalter marktwirtschaftlicher Rationalität eingeleitet. Die 
Beteuerung, man wolle in der DDR “eine Wirtschaft zu entwickeln, in der die 
Werktätigen vom gesellschaftlichen Eigentum wirklich Besitz ergreifen, Interesse 
an der Entwicklung ihres Betriebes haben, sich-als Eigentümer erkennen und 
verwirklichen” (Christa Luft, in: Steinitz, S. 20), blieb ein blanker Euphemismus: 
Wer erinnert sich nicht der Auftritte des damaligen Staatssekretärs der Modrow- 
Regierung, Wolfram Krause, am Runden Tisch der Bürgerbewegungen und 
Parteien, in denen er exemplarisch den nun auf den Mythos “Marktwirtschaft” 
umgelenkten Monopolanspruch der Regierung auf wirtschaftspolitisches Handeln 
artikulierte und sich die Ministerin, Frau Luft, expressis verbis vor die unter 
Beschuß geratene Wirtschaftsbürokratie stellte. Niemand wundert sich daher, daß 
Wolfram Krause nach seiner Dienstzeit als Stellvertreter Gerhard Schürers in der 
Staatlichen Plankommission und seinem Dienst für Modrow heute nun als 
Finanzchef im Treuhandvorstand Großbetriebe des “Beitrittsgebiets” zur 
Liquidation selektiert. Damals, zu Zeiten Modrows, wurden auch in den Betrieben 
und Kombinaten die alten Kader gedeckt, ihnen die Verpuppung hinein in die 
“marktwirtschaftliche Wende” komfortabel arrangiert und so ihre spätere 
Entpuppung als Manchasterkapitalisten erlaubt. Ebensowenig wie die fortgesetzte 
Bevormundung zaghafter Ansätze betrieblicher Selbstverwaltung sollen die 
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Feigheit der FDGB-Emissäre am Runden Tisch und die Taktiererei der SPD in den 
entscheidenden Fragen um die Belegschaftsrechte und um ein Betriebsrätegesetz 
vergessen werden. 

Wenn schon, wie hier deutlich wurde, von dieser Regierung keinesfalls 
ein dramatischer Aufruf an die Bevölkerung zum sofortigen Übergang zu einer 
betrieblichen und territorialen Selbstverwaltung zu erwarten war und die damalige 
Regierungspartei SED-PDS/PDS zur Politik ihres Ministerpräsidenten nichts zu 
sagen hatte, so gab es andererseits in der sich gerade formierten und schon kräftig 
auseinanderdriftenden Opposition keine ausreichende Entschlossenheit, den 
radikalen Schnitt mit diesem halbherzigen Lavieren zu vollziehen. Der Dialog am 
Runden Tisch sorgte zwar für “Glasnost”, provozierte aber, und dies sicher in 
weitgehender Überschätzung dessen wirklicher Möglichkeiten, bei den 
Regierenden den Geruch von “Doppelherrschaft”. Folglich ignorierte die 
Administration den Runden Tisch, solange sie konnte, provozierte die Bevölkerung 
durch die Verschleppung der Stasi-Auflösung und schwenkte dann, nachdem so 
auch die letzten Wege einer Alternative verbaut waren, schließlich mit der 
“Deutschland einig Vaterland”-Lösung Modrows in Kohls Fahrwasser ein, nicht 
ohne zuvor fast die gesamte Opposition ultimativ auf die “Regierung der nationalen 
Verantwortung” eingeschworen zu haben. Weil auch die Opposition, wie schon 
dieser Vorgang zeigte, viel zu schwach war, zu unentschlosen agierte und sich mit 
zunehmender Auseinanderdifferenzierung vermehrt opportunistisch verhielt, war 
es letztendlich nur eine Frage der Zeit, bis die Blockparteien und die SPD-Ost nach 
ihrer Selbstauslieferung an ihre Westschwestern für die Wiedervereinigung 
votierten. Heute kann man bei Christa Luft nachlesen, daß das Scheitern des 
Wirtschaftskonzepts der Modrow-Regierung neben den bereits besprochenen 
Gründen “in der fehlenden Bereitschaft der BRD-Regierung” lag, “mit der 
Modrow-Regierung substantielle Fragen im Interesse der DDR-Bürger zu 
verhandeln” (ebenda, S. 19) und von dort die 15 Mrd. DM “Solidarbeitrag” nicht 
ausgereicht wurden, obwohl “eine ordnungspolitische Verpflichtungserklärung der 
= DDR-Regierung zur schnellstmöglichen 


Für unsere Radtour von Einführung eines marktwirtschaftlichen 
Rostock nach Bremen Systems” angeboten wurde. Da muß man sich 
vom 9.-12.5. sind noch ernsthaft fragen, für was Christa Luft die 
Plätze frei! Wir radeln Kohl-Regierung eigentlich hielt, wenn sie mit 

gemeinsam für eine der Modrow-Regierung ernsthaft glaubte, 
bessere Umwelt! dort würde nach dieser Entwicklung neben 
Idung bei JINUN RE nicht auch die wirtschaftliche 
Beim Kalkberg 7 egenheit voll ausgespielt werden. 
2120 Lüneburg Vene Bla 
04131/66295 Wo 


(Fortsetzung und Schluß im nächsten Heft) 
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Poll Tax - Kopfsteuer 


Die von Maggi Thatcher eingeführte Poll Tax sollte in Großbritannien die 
Gemeindesteuer ablösen. Jeder Mensch über 18 Jahre, egal ob arm oder reich, zahlt 
den gleichen Betrag. 

Mit der neuen Steuer sollen die Gemeinden ihre Sozialleistungen 
finanzieren. Also müssen Gemeinden mit hoher Armut und hohen Sozialleistungen 
die höchsten Poll Tax- Sätze zahlen. Die Sätze gehen teilweise bis 2 000 
DM/Jahr/Kopf. Ein einfacher Arbeiter in Bradford zahlt ungefähr doppelt soviel 
wie ein Millionär in Kent. Viele Menschen werden dadurch direkt in die Armut 
getrieben. 

Die Poll Tax ist eine uralte Sache. Im Jahre 1381 wurde unter König 

Richard II. die erste Poll Tax in England eingeführt. Sie war ähnlich aufgebaut und 
bedeutete für viele Bauern Verelendung. 
Dies hatte zur Folge, daß sich in allen Gegenden des Landes die Bauern erhoben. 
Zwei riesige Bauernheere von 50 000 und 60 000 Leuten zogen im Juni des Jahres 
auf London. Dort angelangt, brannten sie mehrere Paläste nieder bedrohten den 
König und töteten vier Regierungsbeamte, die am meisten an der Poll Tax schuld 
hatten. 

Letztendlich wurde die Rebellion mit vielen Tricks und Versprechungen 
abgewendet. Die Anführer wurden festgenommen und hingerichtet, die meisten 
Versprechungen nie eingehalten. Die Poll Tax jedoch wurde abgesetzt und 
verschwand für 600 Jahre von der Bildfläche. 

Die “neue” Poll Tax der Thatcher-Regierung wurde in England und Wales am 01. 
04. 1990 eingeführt, in Schottland bereits ein Jahr vorher. 

In Nordirland verzichtete man auf die Einführung, da dort keine Hoffnung auf 
Erfolg bestand. 

Für die Einführung der Poll Tax gab es verschiedenste Gründe. 

Einmal wollte Thatcher die Gemeinden zwingen, ihre Sozialausgaben genauso zu 
kürzen, wie die Regierung es selbst schon beim Gesundheitswesen, bei Schulen 
usw. getan hatte - möglichst auf Null. 

Das nächste war, daß die Tories hofften, bei der nächsten Wahl würden dadurch die 
Menschen, die selbst nicht so sehr auf Sozialleistungen angewiesen sind, lieber sie 
wählen, weil in den Tory-Gemeinden die Sozialleistungen geringer und deshalb die 
Poll Tax niedriger ist. 

Als nächstes kommt, daß die Kopfsteuer gleichzeitig eine Volkszählung mit sich 
führt, um Steuerlisten erstellen zu können. 

Das wäre etwas neues für Großbritannien gewesen, da die Regierenden 
dort bisher keine Meldepflicht durchsetzen konnten und es so etwas wie das 
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deutsche Einwohnermeldeamt bisher nicht gab. Selbst eine Ausweispflicht gibt es 
bisher nicht. Deutschen mag dies als chaotischer und gefährlicher Zustand 
erscheinen, aber andere und wachere Völker wußten schon immer, daß ihre 
Anonymität ein Schutz gegenüber den Regierenden ist. Schon die Bibel berichtet, 
daß der Versuch des Königs David, eine Volkszählung durchzuführen sofort zu 
einem allgemeinen Aufstand führte. 

Maggi Thatchers Spie gesellen, die Poll Tax-Helfer versuchten die 
widerspenstigen Briten mit unlauteren Methoden zu registrieren. Sie observierten 
Häuser, gaben sich als Kripo aus und versuchten dadurch herauszubekommen, 
wieviele Menschen in den jeweiligen Häusern wohnen. 

Aber auch im 20. Jahrhundert funktionierte der Widerstand gegen die Poll 
Tax. Viele Leute begannen sich zu wehren. Sie verschwanden von der Bildfläche, 
bildeten Anti-Poll Tax-Gruppen, sowie Selbstschutzstrukturen gegen die Poll Tax- 
Helfer. Allein in England und Wales rechnet man mit ca. 8 - 10 Mio Boykotteuren. 
Es kam zu mehreren handfesten Auseinandersetzungen mit der “Staatsmacht”, die 
größte und bekannteste waren die Auseinandersetzungen vom 31. März 1990, als 
250000 Menschen in London demonstrierten und als Folge des brutalen Vorgehens 
der Polizei eine wahre Schlacht entbrannte. 

Bekanntlich fiel Maggi Thatcher dann unter anderem über die Poll Tax. 
Sie wurde mittlerweile zurückgeschraubt. Zur Zeit wird über neue, besser 
plätschernde Finanzquellen nachgedacht. So wurde z. B. die Mehrwertsteuer 
angehoben. 

Wer sich intensiver mit der Poll Tax befassen will, sollte sich die, auch in 
der BRD erhältliche, Broschüre “Informationen zum Poll Tax- Widerstand in 
Britain” besorgen. Sie kann u. a. bestellt werden über: Don't Pay, Won't Pay 
c/o Papiertiger 
Cuvrystr.25, W- 1000 Berlin 36 

Barni Geröllheimer 


Poll Tax - Flaggschiff gesunken 


Am 23. März fand die schon lang angekündigte Anti-Poll Tax-Demonstration in 
London statt. Inzwischen wurde der Poll Tax der Laufpaß gegeben, vor allem, um 
den Tories die Macht, das politische Überleben zu sichern. 10 Mio Leute haben 
bisher keinen Penny für ihre Poll Tax bezahlt und Millionen mehr sind massiv im 
Rückstand. So konnte an diesem Tag ein Sieg gefeiert werden. 

Freunde, mit denen ich sprach, erwarteten ca. 100 000 DemonstrantInnen. 
Es waren nur ca. 50 000 - für Britannien trotzdem eine große Zahl. An diesem Tag 
war eine sehr gute Stimmung. Aus allen großen Städten trafen DemonstrantInnen 
ein. In Schottland wurde die Poll Tax schon ein Jahr früher eingeführt als in Wales 
und England. Hier wurde durch massiven Widerstand die Grundlage für die 
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Niederlage der Poll Tax geschaffen. So war es keine Überraschung, daß der 
schottische Block to the sound of bagpipes and drums an der Spitze lief. 

5000 PolizistInnen hatte die Regierung aufgeboten, das kostete dann nur 
700000 Pfund (ca. 2,1 Mio DM). Nach Pressemeldungen gab es nur zwei 
Verhaftungen. Eine Polizistin wurde verletzt - am Handgelenk von einer 
Milchflasche getroffen. Die Polizei war an diesem Tag sehr zurückhaltend, die 
Sondereinheiten und Schlägertrupps waren für den Demonstrationszug nicht 
sichtbar in den Seitenstraßen postiert. Besonders massiv war das Polizeiaufgebot 
auf und um den Trafalgar R- TR Tan ? 
Square. 
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Zenitral-London gegen die 7 , 
Poll Tax. Nach brutalen 
Polizeiattacken auf die 
Demonstration entlud sich die AA 
angestaute Wut, und so» N 
endete der Tag in einem riot, x: 
der in Britannien 
seinesgleichen sucht. Dabei 
spielte sich eih großer Teil 
der Auseinandersetzungen 
zwischen DemonstrantInnen 
und Polizei auf dem Trafalger 
Square, einem zentralen Platz 
in London, ab. So ging dieser 
riot auch als die “Schlacht 
von .Trafalgar” in die 
Geschichte ein. (Der Platz ist 
benannt nach dem Ort, bei 
dem 1805 die britische Flotte 
unter Nelson die französisch- 
spanische Flotte in einer | Ach. we iR a 
 Seeschlacht besiegte.) Es gab Massenverhaftungen und so wurde zur 
Selbstverteidigung die “Trafalgar Square Defendant's Campaign (TSDC)” 
gegründet. Eine Organisation, die dem Ermittlungsausschuß(EA) vergleichbar ist 
(Rechtshilfe, Telefondienst, Beobachtung der Polizei usw.), jedoch nur auf Anti- 
Poll Tax-Aktionen und -Demonstrationen orientiert ist. Auch bei dieser 
Demonstration war sie mit ca. 50, teilweise mit Videokameras und Fotoapparaten 
ausgerüsteten Leuten dabei. Die “All Britain Anti Poll Tax Federation (ABAPTE)” 
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hatte 1000 Ordner aufgestellt. 

Die Demo endete mit einer Kundgebung im Hyde Park, allerdings auf 
zwei unterschiedlichen Bühnen. Die ABAPTEA hatte einige Gruppen und 
Organisationen abgewiesen, einen eigenen Redebeitrag zu halten, deshalb gab es 
eine unabhängige Bühne, von der Redebeiträge von “Class War Federation”, der 
TSDC und unabhängigen Anti-Poll Tax-Gruppen gehalten werden konnten. Nach 
einem Flugblatt von “Class War” ist die Botschaft der ABAPTE klar: “Schaukelt 
das Boot nicht zu sehr, wählt Labour und dann wird alles schon in Ordnung gehen.” 

Aus dem Class War-Flugblatt vom 23. März: 


“Wir haben keine Zeit für das sogenannte “parlamentarische demokratische” 


System unter dem wir leben. Alles, was es macht, ist, den Leuten zu suggerieren, 
daß sie etwas Kontrolle über ihr Leben haben, aber die Realität ist: Wen auch 
immer Du wählst, die Regierung kommt an die Macht. 

Nichts wird sich ändern, bis wir die Kontrolle über uns selbst in die Hand 
genommen haben, unabhängig von all unseren sogenannten Führern. ... Wir müssen 
autonome “grass roots” fördern, in der Gemeinde und am Arbeitsplatz. Wir sind 
gegen die wimmernde “Oh, ist das nicht furchtbar, aber wir wollen nichts dagegen 
tun” - Mittelklasse - Philosophie der Linken. 

... Es steht 1 : O für uns mit der Poll Tax, aber wir müssen noch viel, viel 
weitergehen. Wir werden nur immer etwas bekommen, wenn wir dafür kämpfen - 
das ist jedenfalls klar.” Ä | m.t. 


“Wir stehen zu unserem Wort” 


Zur Frage der Kriegssteuerverweigerung 
Verläßlichkeit und vertrauensvolles Handeln auf Seiten der/”unserer” 
Bundesregierung. 
Am 28. 03. 91 ist die letzte Rate der Kriegskosten in Höhe von 2,9 Mrd. DM an die 
USA überwiesen worden. 18 Mrd. DM beträgt der deutsche Anteil an der 
Finanzierung des Golfkrieges. Aufgrund des veränderten Wechselkurses 
(Dollarkursanstieg) wurde die letzte Rate um 430 Mio DM aufgestockt. Dieser 
Mehrbetrag wurde It. Waigel (Finanzminister) nicht wie die übrigen Mrd. mit 
Steuergeldern, sondern aus Gewinnen der Bundesbank gedeckt. Üblicherweise 
werden Überschüsse der Deutschen Bundesbank nicht an die USA überwiesen, 


auch wenn Herr Waigel so tut, als wenn diese Beträge nicht ebenfalls ein ‘ 


“Verlustgeschäft” wären. 

Für Interessierte nun eine Aufschlüsselung des o.g. Finanzbetrages der 
BRD am Golfkrieg: 
1.) Direkter Militärteil: 10 600 Mrd. an USA; 1 543 Mrd. an Türkei; 
1 300 Mrd. an Großbritannien; 1 269 Mrd. an Israel; 487 Mrd. an Frankreich, 
Italien, Holland u. a. 
2.) Militärbeitrag über NATO: 308 Mio DM 
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3.) Beitrag zur “ökonomischen Stabilisierung”: 2 583 Mrd. direkt und 326 Mrd. 
über EG an Ägypten, Türkei, Jordanien u. a. 

Es liegt noch keine finanzielle Abrechnung der Kriegskosten vor. Doch 
hier scheint die Bundesregierung recht großzügig zu sein und will sich keine 
“Pfennigfuchserei” vorwerfen lassen. Die Höhe der “geldlichen Aufwendungen” ist 
noch sehr umstritten. Der US-Rechnungshof geht evtl. “nur” von einem Betrag von 
35 Mrd. Dollar aus, während die amerikanische Regierung von 50 Mrd. Dollar 
ausgeht. Waigel will jedenfalls kein Geld zurück. Dabei werden ohnehin Kosten 
von der BRD mit abgedeckt, die auch ohne den sog. Kriegsfall aufgetreten wären, 
wie z. B. Abschreibungen des Waffenbestandes und Entwicklungskosten für 
Waffensysteme. Gleichzeitig finanziert die BRD einen Krieg, der auch noch 
andere, viel entscheidendere Vorteile für die USA gebracht hat. 

a) Die Sicherung niedriger Ölpreise wirkt sich für die USA fünfmal so stark aus wie 
' für die BRD. 
” b) Die Führungsrolle der USA in der Welt-wurde maßgeblich gestärkt. 
c) Die Interessen der USA, Frankreichs und Großbritanniens im Mittleren Osten 
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wurden gefestigt. 
d) Wiederaufbau Kuwaits und ggf. auch Iraks bescheren den USA und 
Großbritannien glänzende Geschäfte. 

War der Golfkrieg eine schnöde Dollar-Beschäftigungsmaßnahme und 
ein Vehikel, um das ramponierte Ansehen der Konservativen in Großbritannien 
wieder aufzupolieren? 

Während die westlichen Industrieländer auf volle Auftragsbücher schauen 
können und das Militär auf der Woge ihres “klinisch reinen” Kriegserfolges 
schwimmt, ist hunderttausenden Menschen das Leben oder ihre existentielle 
Grundlage zerbombt worden. Die Bevölkerung der Region lebt in einer Situation 
der ökologischen wie auch ökonomischen Krise nicht absehbaren Ausmaßes. Die 
PalästinenserInnen im Kuwait sind der Verfolgung und der Folter durch 
selbsternannte kuwaitische Racheengeln ausgesetzt, die ihnen die Kollaboration 
mit den irakischen Besatzungstruppen vorwerfen. 2 
DIESE “KRIEGSKOSTEN” TAUCHEN IN KEINER KALKULATION AUF! ! ! 

Politische, finanzielle und technische Unterstützung fand die alliierte 
Kriegsmaschinerie auch bei der deutschen Bundesregierung. Auch weitere Kriege 
werden mit deutschen Waffen und deutschem Geld geführt, solange an ihnen 
profitiert wird und deutsche Rüstungsgüter ein Exportschlager auf dem Markt der 
staatlichen und privaten Waffenschieber sind. 

Am 20. 02. 91 hat das Bundeskabinett den Bundeshaushalt 1991 
verabschiedet. 17 % des Bundesetats wandern in den “Verteidigungshaushalt” des 
Herrn Stoltenberg. Weitere rund 5 bis 7 % aus anderen Haushaltstöpfen (z. B. 
Forschungs- und Entwicklungskosten) kommen dem Verteidigungsministerium 
indirekt zugute. Auf einer Pressekonferenz zur Kommandeurstagung im März 
dieses Jahres hat Stoltenberg weitere 16,5 Mrd. DM für die nächsten Jahre gefordert 
und sie mit Ma nahmen in den “neuen Bundesländern” begründet. Und dies, 
obwohl die mittelfristige Finanzplanung der Bundesregierung eine jährliche 
Reduzierung des Wehretats um über eine Milliarde’ bis 1994 vorsehen soll. Der 
Bund versprach die Verkleinerung der Bundeswehr. Der Verteidigungsminister 
fordert aber nun die Schaffung von 620 zusätzlichen Stellen, darunter allein 14 für 
Generäle. 

Die Bundesregierung hat am 08 03. 91 das Steuerpaket _ 
(“Steueränderungsgesetz und Solidaritätsgesetz”) beschlossen und unternimmt F ' 
damit einen 46-Mrd.-Raubzug an den SteuerzahlerInnen. Die Beschlüsse 
beinhalten u. a. folgende Veränderungen: 

- ERGÄNZUNGSABGABE: Vom 01. Juli 1991 bis 30. Juni 1992 wird ein 
Zuschlag von 7,5 % auf die monatliche Lohnsteuer und auf Vorauszahlungen für 
die Einkommen- und die Körperschaftsteuer erhoben. Beim 
Lohnsteuerjahresausgleich und der Verlagerung zur Einkommensteuer für 1991 
und 1992 wird der halbe Satz (3,75 %) auf die für das jeweilige gesamte Jahr zu 
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zahlende Lohn- und Einkommensteuer aufgeschlagen und mit Abzügen oder 
Vorauszahlungen verrechnet. 

- MINERALÖLSTEUER: Erhöhung am 01. Juli für bleihaltiges Benzin um 25 auf 
92 Pfennige, für bleifreien Kraftstoff um 22 auf 82 Pfennige, Für Diesel um zehn 
auf 54,15 Pfennige, für leichtes Heizöl um 2,34 auf 8 Pfennige je Liter. Die Steuer 
auf Erdgas soll um 1,0 auf 3,6 Pfennige je zehn Kilowattstunden steigen. 

- TABAKSTEUER: Erhöhung ab 01. Januar 1992 um einen auf 6,82 Pfennig je 
Zigarette und auf 1,84 Mark je 100 Gramm Feinschnitt-Tabak. Die Packung wird 
dann am Automaten fünf Mark kosten. 

- VERSICHERUNGSSTEUER: Erhöhung von sieben auf zehn Prozent der 
Prämienrechnung 

- BERLIN- und ZONENRANDFÖRDERUNG: Stufenweiser Abbau in vier Jahren 
(z. B. Kürzung der Berlin-Zulage Mitte 1991 von acht auf sechs Prozent) 

Unterm Strich wird It. Deutschem Institut für Wirtschaftsforschung die 
untere Hälfte der Lohnsteuerpflichtigen - mit bis zu 
45 000 DM Jahreseinkommen belastet, während die oberen 15 % - mit über 80 000 
DM Jahreseinkommen - kräftig entlastet werden. 

Nicht zu vergessen die höheren Postgebühren ab 01. 04. 91. Dafür dürfen 
sich die “Ossis’” 10,- DM in Briefmarken abholen. 

Neben einer menschenverachtenden Kalkulation, die einen begrenzten 
Krieg im Namen der an einer Kontrolle der Golf-Region interessierten 
Industrieländer finanziell und organisatorisch möglich macht, zeigt sich staatliches 
Handeln auf anderen Gebieten weit weniger großzügig. So sind allein in Berlin 
rund 750 Selbsthilfeprojekte vom “Rotstift bedroht”. Es sind u. a. wichtige 
Beratungs- und Hilfseinrichtungen für Frauen und Aidskranke gefährdet. Auch die 
neueren Projekte im Ostteil der Stadt befinden sich in einer kritischen Lage. 

Wie schon oft sind es wieder mal soziale Einrichtungen mit häufig selbst 
geschaffenen Strukturen, die durch staatliches Sparen in das existentielle “Aus” 
getrieben werden. 

Die Finanzplanung für die sog. neuen Bundesländer wie aber auch Inhalt 
und Umsetzung der politischen, wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen 
Vorstellungen der Bundesregierung, wie die Lebensverhältnisse in der ehemaligen 
DDR auszusehen haben, sprechen nicht nur für eine Konzeptlosigkeit der 
Regierenden, sondern auch für die gleiche Arroganz und Verlogenheit, wie wir sie 
aus anderen menschenverachtenden Konfliktlösungsstrategien kennen. Die 
dramatische Situation in der ehemaligen DDR, mit dem Kollaps vieler 
Wirtschaftszweige, mit dem Zusammenbruch des Binnen- und Exportmarktes und 
der Gefahr der Entstehung ganzer Elendsgebiete mit einer Arbeitslosigkeit von bis 
zu 70 %, erfordert eine Politik, die zuallererst den Menschen und seine natürliche 
Umwelt im Blickfeld ihres Handelns hat. | 

Auch wenn die thematische Verknüpfung von Militärkosten 
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(Verteidigungsetat und Kriegskosten) mit fehlenden aber notwendigen 
Aufwendungen für sozialpolitische Aufgaben haushaltsrechtlich bedenklich und oft 
ein wenig gestelzt wirkt, muß sie weiterhin unsere Arbeit für eine gerechte 
Verteilung der öffentlichen Mittel und für eine radikale Umkehr von einer auf 
militärische Konfliktlösungen setzenden Politik bestimmen. 

Überlassen wir es nicht mehr dem Spiel marktwirtschaftlicher Kräfte und 
der Prioritätensetzung von Regierungen, die kürzlich einen Krieg als Alliierte 
führten und nun nicht den notwendigen Respekt vor dem demokratischen Willen 
einer gesamten, im Aufstand befindlichen Bevölkerung entwickeln können. 
BOYKOTTIEREN WIR STEUERN UND ÖFFENTLICHE ABGABEN! 

KEIN GELD FÜR KRIEG, RÜSTUNG UND MILITÄR! 
UNTERSTÜTZEN WIR DEN KAMPF FÜR DAS 
SELBSTBESTIMMUNGSRECHT DER VÖLKER IN DER GOLFREGION! 


Regelmäßige Informationen zum Kriegssteuerboykott: 

- AG KRIEGSSTEUERBOYKOTT: Jeden 3. Mittwoch im Monat, in der 
Umweltbibliothek Ost-Berlin, Schliemannstr. 22 /SF), 20.00 Uhr 

Telefonische Beratung unter 5251928 (Ost-Berlin, dienstags von 

17.00 - 19.00 Uhr) 

Arbeitsgruppentreff für interessierte MitstreiterInnen jeden Dienstag um 18.30 Uhr, 
Frankfurter Allee 286 (1. Stock) 

- STEUERBOYKOTT-INITIATIVE: Im Projekt AKARSU e. V., jeden Mittwoch 
um 19.00 Uhr, Oranienstr. 25 in Berlin-Kreuzberg 

- SPENDEN FÜR KURDISTAN: MEDICO INTERNATIONAL, POSTGIRO 
KÖLN 6999-508 oder 182 FRANKFURTER SPARKASSE (BLZ 50050102). 


Kleine Meldungen 


Behinderung der Militärsonderzüge 


Zum Rekruteneinzug der Bundeswehr am 02. April fanden Aktionen in dreißig 
Städten der Bundesrepublik, in denen öffentlichkeitswirksam deutlich gemacht 
wurde, daß das Militär kein geeignetes Mittel zur Lösung von Konflikten ist. 

Die meisten der 56.000 Rekruten, die an diesem Tag dem Stellungsbefehl 
folgten, sammelten sich an Bahnhöfen. Die Bahnhöfe sind ein markanter Ort, denn 
sie sind für die Rekruten die letzte Station vor ihrem Eintritt ins Militär. Die 
AktivistInnen gaben ihnen Stoff zum Lesen und Nachdenken mit, die 
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“Informationen für unzufriedene Soldaten”. In dieser Broschüre werden die 
Rekruten über die legalen und illegalen Wege, die Bundeswehr zu verlassen, 
informiert. Die Freundinnen und Mütter der Rekruten wurden ebenfalls mit 
Informationen darüber bedacht, wie Frauen für Kriegsdienste eingeplant sind und 
der Aufforderung, diese zu verweigern. Die Verteilaktion gehört in manchen 
Städten schon zur gewohnten Begleiterscheinung eines jeden Einzugstermins. 
Diesmal jedoch entschlossen sich einige Aktionsgruppen zu einer härteren Gangart. 
Das Aktionsbündnis “Kein Krieg am Golf!” hatte dazu aufgerufen, die Abfahrt der 
Militärsonderzüge zu blockieren. 

Im Ostberliner Hauptbahnhof konnte ein Zug, in dem hauptsächlich 
Rekruten sa en, erst mit zweistündiger Verspätung abfahren. 300 BlockiererInnen 
standen auf den Gleisen. Zwölf mobile Beratungsstellen für 

» Kriegsdienstverweigerungen waren eingerichtet. Und das mit Erfolg. Während der 
“ zweistündigen Wartezeit entschlossen sich zwei der Rekruten, ihrem 
Stellungsbefehl nicht Folge zu leisten. 

Zwei der drei Sonderzüge, die aus Köln abführen, wurden jeweils für eine 
Viertelstunde aufgehalten. In Hannover blockierten ca. 100 Leute für eine halbe 
Stunde einen Sonderzug. In Freiburg hatte die Polizei zwei Hundertschaften 
aufgeboten, die alle Eingänge zum Bahnhof abriegelten und jedeN ReisendeN 
kontrollierten. Den AktivistInnen gelang es dort nicht, auf das Bahnhofsgelände zu 
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kommen. Der Zug, der auf diese Weise unbehelligt von Freiburg abfuhr, wurde 
später auf offener Strecke doch noch angehalten. Zwischen Emmendingen und 
Offenburg hingen Transparente über den Bahngleisen, und die Weiterfahrt des 
Zuges wurde um einige Zeit verzögert. 

Eine Zugbegleitung gelang in Hamburg. Am Bahnhof Altona stieg eine 
Gruppe ein und begleitete die Rekruten flugblattverteilend und diskutierend bis zur 
nächsten Station. In einigen Städten wurden die Rekruten mit theatralischen Mitteln 
angesprochen. So wurde ihnen in Bielefeld ein Apfel überreicht - zusammen mit . 
der Frage, ob die Rekruten tatsächlich in diesen sauren Apfel (das Militär) bei en 
wollten. In Marburg wurden Särge getragen, in denen das Grundgesetz und das 
selbständige Denken beerdigt wurde. Praktischerweise wurde mit den Särgen auch 
gleich noch ein Bus aufgehalten, der Rekruten zum Bahnhof bringen sollte. 

Die Zahl der TeilnehmerInnen an den Aktionen war sehr unterschiedlich. 
Während in Lüneburg jeweils zwei Menschen die ankommenden Rekruten © 
“begrüßten”, waren es in Berlin 300, die die Aktion zu einem medienwirksamen “ 
Ereignis werden ließen. 

Aus mehreren Städten wurde von vereinzelten Festnahmen berichtet. In 
Hannover und Freiburg wurden jeweils eine Person von einem Polizeihund 
gebissen. 

Das Aktionsbündnis “Kein Krieg am Golf!” kündigte an, daß die 
Aktionen an den Bahnhöfen und die Blockaden der Sonderzüge an diesem Tag nur 
der Auftakt zu weiteren gewaltfreien Aktionen gegen die Bundeswehr sein werden. 
Mehr darüber ist in der Graswurzelwerkstatt zu erfahren (Scharnhorststr. 6, 5000 
Köln 60, Tel. 0221/765842). 


Kurzer Nachtrag zum telegraph 3/91 
Wir berichteten dort über eine Jugendklubbesetzung in Lichtenberg. 
Mittlerweile ist dieser Klub wieder geöffnet, sind die versprochenen 
Reparaturen, wenn auch sehr schluderhaft, durchgeführt worden. Da jedoch keine 
weiteren Gelder zur Verfügung stehen, ist es fraglich, wie lange der Klub seine 


Türen für die Jugendlichen in Friedrichsfelde/Ost offen halten kann. 
die Redaktion 


Anklage gegen Dresdens Ex-OB Berghofer wegen “aktiven Q 
Wahlbetrugs’” 
Gegen den geschicktesten Wendehals der DDR, den früheren Oberbürgermeister 
Dresdens Wolfgang Berghofer, wird die Staatsanwaltschaft Dresden jetzt Anklage 
wegen Wahlbetrug erheben. Dem ehemaligen SED-Politiker wird vorgeworfen, das 
Ergebnis der Dresdner Kommunalwahl im Frühjahr 1989 um rund fünf 
Prozentpunkte auf das von der Ostberliner Parteiführung erwartete Ergebnis von 
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rund 98 Prozent aufrunden zu lassen. Im Laufe der rund einjährigen Ermittlungen 
waren zwölf Zeugen, darunter fünf ehemalige Bezirksbürgermeister, gehört 
worden, die Berghofer schwer belasteten. Bei einer Verurteilung droht Berghofer 

eine hohe Geldstrafe oder eine Haftstrafe bis zu fünf Jahren. | 


LeserInnenbriefe 


Aus Kreisen des Berliner Alternativsenders Radio 100 erhielten wir folgende 
Zeilen zu dem Artikel im letzten Heft: 
Liebe telegraphen-Schreiber und Tusnelda (gibt's jetzt "ne feste Frau bei Euch?) 
Endlich mal “nen Artikel über uns, der einem nicht den Magen umdreht. Denn au er 
denen, die uns alles Schlechte wünschen und absichtlich lügen, gibt"s noch all die 
Schlamper und Desinteressierten, die mit dürftiger Recherche daher kommen und 
klug und besserwesserisch die Lage “ultimativ” einschätzen, weiter sehen als wir 
vom Radio und weise Prophezeihungen ausstoßen. Daher ist allein der Satz “Wir 
werden sehen! Durch Schmidt und Partner erhoffen sich erst einmal die Radio 100- 
Leute die Programm-Struktur und redaktionelle Autonomie zu bewahren” eine 
Wohltat ... 

Aber was ich sagen wollte: 
“.. wobei inzwischen die taz aus irgendwelchen unklaren Gründen ...” 
Die Gründe sind bekannt, es war so: 

Am 28. 02. 91, dem Konkurstag, gingen etwa 10 Leute von uns aus der 
VV heraus zur taz, wo wir wußten, daß ein Plenum zum Thema “Beteiligung Radio 
100 - NRJ oder Schmidt und Partner” war; und es stellte sich heraus, daß es nicht 
"die taz" gibt, die eine böse ist, sondern genau wie im Radio, ein paar karrieregeile 
und machthungrige Leute an der Spitze, die tun, was kein Mensch an der Basis für 
möglich hält. Die taz-Redakteure und -Innen fanden, daß wir ganz gut selber 
wissen, welche Partner für uns in Frage kommen, und bohrten solange bei diesen 
drei Leuten (Geschäftsführer Ruch und noch so‘n verbiesterter Apo-Opa) nach, was 
deren Beweggründe waren, bis sie nicht mehr leugnen konnten und Werner vom 
MitarbeiterInnenverein Ruch ins Gesicht sagte: “Gib‘s doch zu, Du und Weihönig 
(Schmidt + Partner-Geschäftsführer) seid schon zu Intimfeinden geworden, weil ihr 
Euch immer bei denselben Verkaufsobjekten begegnet (Tribüne/Junge Welt). Ihr 
seht MSP als schärfsten Konkurrenten auf dem linken Medienmarkt.” 
Das Wort “Intimfeind” saß- Ruch‘s bis dahin ausdruckslose Visage verzog sich zu 
einem Verlegenheitsgrinsen ... - er war entlarvt. - Tja, und dann beschloß der taz- 
Vorstand, nicht mehr für NRJ zu stimmen, die Basis war ja jetzt aufgeklärt ... Das 
sind so die interessanten Hintergründe, “linke” Strukturen ... 

Claudia, Radio 100 
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ANZEIGEN: 


RAD DIO 0 100 KOMMT WIEDERIN! . 


W erd on m “Förderverein für interkulturelle Medienarbeit” Kontakt und 


Infos: EEE .. 


Die BesetzerIinnenzeitung war tot! 


Zum einem war der inhaltliche Rahmen zu eng gesteckt: In Sachen Häuserkampf ist 
die Luft erst mal größtenteils raus, und zum anderen war die Organisation vor allem 
in letzter Zeit ziemlich chaotisch. Das Prinzip mit den wechselnden Redaktionen 
hat sich als unfähig erwiesen, da niemand mehr wußte, wer Ansprechspartnerln ist. 
Entweder es kamen gar keine Artikel mehr rein, oder die Leute wußten nicht, wo sie 
die Artikel abgeben sollten. DOCH DIE BZ WIRD WIEDER LEBEN!!! 

Da wir Interesse daran haben, daß die BZ weiter erscheint (Wir halten es 
für wichtig, daß ein Austausch sowohl zwischen den besetzten Häusern als auch 
den Städten weiterhin stattfindet.), haben wir uns ein neuen Konzept ausgedacht: 
Wir haben ab jetzt regelmäßig offene Redaktionstreffen, die immer am gleichen Ort 
stattfinden. Au erdem stellt uns das Cafe “subversiv” ihren Briefkasten als feste 
Postaddresse, über die wir zu erreichen sind, zur Verfügung. Den inhaltlichen 
Rahmen bilden nach wie vor besetzte und ehemals besetzte Häuser. Unser Ziel ist 
es, die Diskussionen, die in den Häusern stattfinden (und die Aktivitäten, die von 
ihnen ausgehen) öffentlich zu thematisieren. Das soll der Koordination unter den 
BesetzerInnen dienen und den Nicht-BesetzerInnen die Möglichkeit geben, an den 
Diskussionen teilzunehmen. 

Wir nehmen uns vor, neben den laufenden Beiträgen bestimmte 
Schwerpunktthemen zu setzen (Mietenexplosion, Umstrukturierung ...), um die 
Diskussionen darüber zu vertiefen. Wir halten es für nötig, über Berlin 
rauszugehen, da wir denken, daß in anderen Städten die Diskussionen und 
Erfahrungen ähnlich laufen und deshalb ein Informationsaustausch wichtig ist. 
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Die erste “neue” BZ soll Anfang - Mitte Mai erscheinen und unser erstes 
Treffen dazu ist am Montag, 06. 05. 91 um 16.00 Uhr im Cafe “subversiv”. Danach 
sind dıe Redaktionstreffen regelmäßig jeden ersten und dritten Montag im Monat. 
Auch ja, und die BZ soll 2x im Monat erscheinen. 

Also schreibt ganz fleißig und ganz viel an: Cafe “subversiv”, BZ, 
Brunnenstr. 7, 1054 Berlin-Mitte venceremos 


Termine 
- 30.04. 91, Die 100ste RADIO 100 PARTY!; Franz-Club, Berlin 


- 28.03.91 bis ca. Ende Mai; Ausstellung “Wir wollen Westler sein”; Montag - Freitag: 
17.00 - 23.00 Uhr, Samstag - Sonntag: 14.00 - 23.00 Uhr; “Museum Der Verbotenen 
Kunst” im ehemaligen Wachturm “Führungsstelle Schlesischer Busch”, am Ende der 
Schlesische Str., 1000 Berlin 36; Kontaktbüro: Benningsenstr. 26, 1000 Berlin 41, Tel. 
030/8529203, Fax 030/8526971 


- 15. - 28. 04. 91; Ausstellung “Behutsame Stadterneuerung unter ökologischer - 
Zielsetzung - Wettbewerbsergebnisse Moritzplatz”; gleichzeitig werden folgende 
Ausstellungen gezeigt: Abfallverwertung-Abfallvermeidung (Ausstellung der 
Umweltberatung Moritzplatz und der S.T.E.R.N.); Ost-West-Handelszentrum am 
Moritzplatz (Stand der Bauplanung); Stadttor, U-Bhf. Schlesisches Tor, 1000 Berlin 36, 
Tel. 6118036 


- 07. 05. 91; 10.00 Uhr bis spät in die Nacht; Aktionstag in der BROTFABRIK 
(Kulturkoma in Weißensee); Thema: Situation der Kultureinrichtungen in Weißensee; 
beteiligt sind alle Projekte in Weißensee - Kinderladen bis Rentnerclub; 
BROTFABRIK, Heinersdorfer Str. 58, Berlin, 1120 


- 09. - 12. Mai 91; 11. Mainzer Minipressenmesse, Internationale Buchmesse der 
Kleinverlage und Handpressen; in zwei großen Zelten in Mainz am Rheinufer/Höhe 
Rathaus 


- 09. - 12. Maı 91, Radtour von Rostock nach Bremen unter dem Motto “Mobil ohne 
Auto”; Infos über Armin Torbecke, JANUN-Regionalbüro/ Gripsmühle, Beim 
Kalkberg 7, 2120 Lüneburg, Tel. 04131/66295 


- 24. 05. 91 (19.00 Uhr) - 26. 05. 91; Arbeitstagung über Bürgerrechtspolitik, 
Basisinitiativen und soziale Bewegungen ım neuen Deutschland; Hannover; 
Tagungsprogramm: Entwicklung, Situation und Arbeitsschwerpunkte der 
Bürgerrechtsgruppen und sozialen Bewegungen in der ehemaligen DDR + heute sowie 
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in den alten Bundesländern; Arbeitsgruppen: Frauenrechte, Geschlechterverhältnisse $ 
218; Asyl, Ausländer, Flüchtlinge; “ Arbeitslosen-Initiativen, Selbsthilfe, 
selbstverwalteten Betrieben, Grundsicherungsmodelle, zur Lage in den neuen 
Bundesländern; Friedenspolitik vom Ost/West- zum Nord/Süd-Konflikt; Ökologische 
Problem- und Konfliktlagen; Wie mit der deutsch-deutschen Vergangenheit umgehen?; 
für TeilnehmerInnen aus der EX-DDR keine Teilnehmergebühr; Parität der 
TeilnehmerInnen Ost/West; Rückmeldung und Fragen an: Komitee für Grundrechte und 
Demokratie e.V., An der Gasse 1, W-6121 Sensbachtal, Tel. 06068/2608, Fax 
06068/3698 . 


- 10./11. 05. 91, Europaweite Aktionstag unter dem Motto “GEGEN DEN 
IMPERIALISTISCHEN FRIEDEN”, Kontakt über: Cafe Hermine, Hamburg, Hafenstr. 


- 15. 06. 91; 15 Jahre BISS - 15 Jahre Widerstand gegen die Autobahn; £ 
Straßenfest; weitere Infos über Sabine, Wederstr. 50, W- 1000 Berlin 47, Tel. 6261447 oO | 


12.6. 1991 19.30 Uhr Haus der Demokratie Friedrichszr. 165 Berlin Mitte 

"Krieg gegen die Armen" Möglichkeiten und Bedingungen gewaltfreier 

Konfliktlösungen am Beispiel Lateinamerikas ; Veranstaltung mit Julio Quan 

(Leiter für Konfliktforschung und -lösung an der Friedensuniversität der UNO in Costa 
"Rica) 


Alles hat sich gewendet - wir nicht! 


Mit altem Widerstandsgeist in neuen Räumen: 


Umwelt-Bibliothek Berlin 


Info-Laden: Vorträge, Videos, Lesungen, Zeitungen, Zeit- 
schriften 

Cafe: Gespräche, Kaffee und andere Spirituosen 

Bibliothek:Bücher zu Friedens-,», Umwelt-. 2/3-Welt-, 

Frauen-, Wirtschafts-, Geschichts-, philosophischen 

und anderen Themen 

Archiv: Geschichte der unabhängigen Friedensbewegung der 

DDR, Wehrdienstverweigerung international 

Zeitschrift: Die monatliche Zeitschrift "telegraph", Nachfolger 

der seit 1986 im erschienen "Umweltblätter" 


Umwelt-Bibliothek Berlin 
Schliemannstraße 22, O-1058 Berlin 


IE ET. man 


tele graph - Abbonement 


Ich bestelle den telegraph im Abonnement 
ana sn für 
U 1Jahr (34.- DM) I 1/2 Jahr (17.50 DM) 


Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofem es nicht 
spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos gekündigt wird. B » 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. Redaktıon telegrap h 
U aufProbe (2 Hefte für 5.-DM) 
Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch ! 


Probeabo nur gegen Vorkasse (Bar oder Scheck) Schliemannstr. 22 


Datum/Unterschrift 
1 Name: 


Str./Nr.: ın - 
MN — Berlin - O 
sweise: J Rechnung I Scheck 


U per Abbuchung U Bar 
ROSEN TV Bankleitzahl 1 05 S 


Name der Bank/Ort 


An 


Datum /Unterschrift 


telegraph - das Geschenk 


Ich verschenke den telegraph als Abo für 
1 Jahr (34.-DM) an: | 

Name: | An 
Str/Nr: 


Ort/PLZ: 
Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch ! 


Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


Redaktion telegraph 


Schliemannstr. 22 
i Datum/Unterschrift 


TREE TEE Ä 
SINE BURN ; 
Zahlungsweise: JO Rechnung I Scheck 

U per Abbuchung 


Konto-Nr. Bankleitzahl ] 0) Rn) 8 
Name der Bank/Ort 


Datum /Unterschrift 


